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____________________________________________________ 
 

S T U D I E N O R D N U N G 
für den Weiterbildungsstudiengang 

„Mergers & Acquisitions“ 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

vom 15.05.2009 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW vom 16. November 2006, S. 
474) hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Studienordnung erlassen: 
 
Inhalt: 
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§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2  Ziel des Studiengangs  
§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 
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§ 6 Hochschulgrad 
§ 7  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 
§ 8  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 9  Executive Board 
 
2. Abschnitt: Prüfungen 
 
§ 10  Prüfungen 
§ 11  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
§ 12  Prüfer/innen 
§ 13 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 14 Masterarbeit 
§ 15 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
§ 16 Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
§ 17 Gesamtnote 
§ 18 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 19 Abschlusszeugnis und Urkunde 
§ 20 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 21  Aberkennung des akademischen Grades 
§ 22 Inkrafttreten 
 
A N H A N G: Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 
 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich  

(1) Die Studienordnung gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang „Mergers & 
Acquisitions“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU).  
 
(2) Die Studienordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudien-
gangs. 
 

§ 2 
Ziel des Studiengangs 

(1) Der Studiengang „Mergers & Acquisitions“ ist ein weiterbildendes Studium im 
Sinne des § 62 HG NRW. Er wird vom Fachbereich Rechtswissenschaften und vom 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften gemeinsam angeboten. 
 
(2) Der Studiengang verfolgt das Ziel, Absolventinnen und Absolventen vertiefte 
Kenntnisse über Unternehmenszusammenschlüsse und -übertragungen sowohl wis-
senschaftlich als auch praxisbezogen zu vermitteln. Der Studiengang ist abgestimmt 
auf das Tätigkeitsprofil eines/einer „M&A“-Beraters/Beraterin und behandelt das 
Thema Unternehmensübertragung aus juristischer, betriebs- und volkswirtschaftli-
cher Sicht von den Vorgesprächen der Vertragsparteien über den Letter of Intent und 
die Due Diligence bis hin zum Vertragsschluss, dem Closing und der Post Merger 
Integration. 
 
(3) Das weiterbildende Studium und die im Studiengang vorgesehenen Prüfungen 
sollen die Studierenden in die Lage versetzen, die Parteien einer Unternehmens-
übertragung rund um eine „M&A“-Transaktion zu beraten und diese aufgrund der 
vermittelten Themen selbstständig begleiten zu können. 
 

§ 3 
Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) Die Regelstudienzeit im Studiengang „Mergers & Acquisitions“ einschließlich der 
Zeiten für die Anfertigung der Masterarbeit sowie für die Ablegung der Prüfungen 
umfasst vier Semester. Geht eine Teilnehmerin in Mutterschutzzeit oder beansprucht 
ein/e Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser Prüfungsordnung genannten 
Fristen und Termine um die für Mutterschutz und Elternzeit gesetzlich vorgesehene 
Dauer hinausgeschoben.  
 
(2) Weder Studienzeiten noch Studien- und Prüfungsleistungen, die ein/e Teilneh-
mer/in zuvor in einem rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studium erbracht 
hat, können im Rahmen des Studiengangs angerechnet werden. 
 
(3) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.  
 
(4) Der Studiengang beginnt jährlich zum Wintersemester. 
 
(5) Das Studium wird in Form von sechzehn Blockveranstaltungen durchgeführt, die 
insgesamt 398 Unterrichtsstunden umfassen. Diese sind nach Maßgabe des Stu-
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dienverlaufsplans zu acht Modulen zusammengefasst. Jedes Modul wird mit einer 
Prüfung gemäß §§ 10 ff. dieser Studienordnung abgeschlossen. 
 
(6) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbe-
gleitend absolvieren.  
 
(7) Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) kontingentiert. Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis 
von Leistungen geknüpft, der durch die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen 
ist. Insgesamt erreichen die Studierenden im Rahmen des Studienprogramms 60 
ECTS-Punkte.  
 
(8) Der Ablauf des Studiums ergibt sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser 
Studienordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums bei-
gefügt ist. Der Studienverlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen 
Aufbau des Studiums dar. Er ermöglicht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb 
der vorgesehenen Studienzeiten. Dazu macht er detaillierte Angaben über die Lehr-
veranstaltungen und über die zeitliche Organisation des Studiums. Der Studienver-
laufsplan muss nicht zwingend eingehalten werden. 
 
(9) Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den 
einzelnen Blockveranstaltungen bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft 
werden. Neben den 398 Unterrichtsstunden erarbeiten die Studierenden auf der 
Grundlage von Lehrmaterialien selbst die weiteren Studieninhalte. 
 

§ 4 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Weiterbildungsstudiengang „Mergers & Acquisitions“ kann zugelassen wer-
den, wer 

1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-
denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 5 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können, und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
verfügt. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 
 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
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(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 
(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 4 werden durch Vorlage 
der entsprechenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 
(6) Über die Zulassung sowie die Auswahl der Bewerber/innen entscheidet der Zu-
lassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 8 dieser Ordnung. Die weiteren 
Einzelheiten regelt eine gesonderte Zulassungsordnung, die Bestandteil dieser Stu-
dienordnung ist. 
 

§ 5 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 4 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   
 

§ 6 
Hochschulgrad 

Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleihen die Rechtswissen-
schaftliche Fakultät und die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät nach § 66 Abs. 1 
HG NRW Studierenden, die den Schwerpunktbereich „Rechtswissenschaften“ ge-
wählt haben, den staatlich anerkannten Hochschulgrad eines „Master of Laws“, ab-
gekürzt „LL.M.“, und Studierenden, die den Schwerpunktbereich „Wirtschaftswissen-
schaften“ gewählt haben, den Hochschulgrad eines „Executive Master of Business 
Administration“, abgekürzt „EMBA“. Die Studierenden müssen zu Beginn des Studi-
ums angeben, welchen Hochschulgrad sie anstreben. 
 

§ 7 
Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

(1) Die sieben Klausuren sowie die Präsentation müssen ebenso wie die Masterar-
beit mindestens mit der Note „rite“ (4,0) bzw. mit „bestanden“ bewertet worden sein. 
Darüber hinaus muss der/die Studierende an mindestens 299 der 398 Unterrichts-
stunden (75 %) teilgenommen haben. 
 
(2) Studierende, die den Schwerpunktbereich „Rechtswissenschaften“ gewählt ha-
ben, müssen im Wahlfachbereich die Veranstaltungen für LL.M.-Anwärter belegen, 
für die „Simulation eines Unternehmenskaufs“ die vertraglichen Klauseln erarbeiten 
und eine Masterarbeit aus dem Bereich der Rechtswissenschaften anfertigen. 
 
(3) Studierende, die den Schwerpunktbereich „Wirtschaftswissenschaften“ gewählt 
haben, müssen im Wahlfachbereich die Veranstaltungen für EMBA-Anwärter bele-
gen, für die „Simulation eines Unternehmenskaufs“ den Finanzierungsplan aufstellen 
und eine Masterarbeit aus dem Bereich der Wirtschaftswissenschaften anfertigen. 
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§ 8 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese 
Studienordnung zugewiesenen Aufgaben bilden die Rechtswissenschaftliche und die 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät einen Zulassungs- und Prüfungsausschuss, 
der sich aus je zwei an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster tätigen 
Hochschullehrern/Hochschullehrerinnen zusammensetzt. Der Vorsitzende des Exe-
cutive Boards kann an den Sitzungen des Ausschusses beratend teilnehmen. 
 
(2) Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbe-
reichsrat Rechtswissenschaften und Wirtschaftswissenschaften für die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Ausschuss wählt seine/n Vorsit-
zende/n und den/die Stellvertreter/in. 
 
(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung 
zugewiesenen Aufgaben. 
 
(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 
 
(5) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Studienordnung eingehalten werden. Er ist insbesondere zuständig für die Ent-
scheidung über eingelegte Widersprüche. Der Ausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen.  
 
(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 9 
Executive Board 

(1) Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus dem 
Akademischen Leiter sowie weiteren Professoren/Professorinnen und Prakti-
kern/Praktikerinnen zusammensetzt. Es besteht die Möglichkeit, einen Studierenden 
in das Executive Board mit aufzunehmen. Das Executive Board ist für die Errichtung 
des Studiengangs zuständig, überwacht dessen Qualität und passt die Studienin-
halte an die aktuellen Entwicklungen und Bedürfnisse des Marktes an.  
 
(2) Insbesondere fallen folgende Punkte in die Zuständigkeit des Executive Boards:  
• die Akkreditierung des Studiengangs 
• die Pflege des Modulhandbuchs  
• die Prüfung der Inhalte des Studiengangs  
• die Beratung des akademischen Leiters bei der Auswahl der Dozenten/ 

Dozentinnen des Studiengangs. 
 
(3) Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. Es kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen. 
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2. Abschnitt: Prüfungen 
 

§ 10 
Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich in studienbegleitende Modulprüfun-
gen und eine das Studium abschließende Masterarbeit (Masterthesis). 

 
§ 11 

Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
(1) Jedes der acht Module (§ 3 Abs. 5) schließt mit einer Prüfung ab. Dabei werden 
den Studierenden sieben Klausuren im Umfang von jeweils drei Zeitstunden gestellt. 
Das achte Modul schließt mit einer Präsentationsaufgabe ab. Inhalt jeder dieser Mo-
dulprüfungen sind die in den Blockveranstaltungen behandelten sowie die in Heimar-
beit erarbeiteten Studieninhalte.  
 
(2) In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die Prüfungskandidatinnen 
und -kandidaten die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im Be-
reich des wissenschaftlichen und praktischen Umgangs mit der Vielfalt der möglichen 
Fälle auf den Gebieten der Unternehmenszusammenschlüsse und -übertragungen 
besitzen. Der/die Prüfungskandidat/in soll nachweisen, dass er/sie in den einzelnen 
Modulen über die für die Berufspraxis erforderlichen Sachkenntnisse verfügt, die Zu-
sammenhänge der einzelnen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt und die 
Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und praktische Erfahrungen zur Pro-
blemlösung selbstständig anzuwenden. In den schriftlichen Abschlussprüfungen soll 
der/die Prüfungskandidat/in zudem nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit und 
mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhalte des vorangegangenen Moduls einschließ-
lich der in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studieninhalte beherrscht. Die Präsentation 
der Verhandlungssimulation soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in den Ablauf 
eines Transaktionsprozesses verinnerlicht hat und die Transaktion zu einem für 
seine Mandantschaft guten Ergebnis führen kann. 
 
(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat 
der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern 
oder dem Kandidaten/der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen 
in einer anderen Form zu erbringen. 
 
(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientie-
ren, die aufgrund des Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen 
sind.  

 
§ 12 

Prüfer/innen 
(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 
 
(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Prüfer/innen sind Professoren/Professorinnen und wissenschaftliche Mitarbei-
ter/innen, die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. Dozenten und Dozen-
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tinnen aus der Praxis können Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftli-
ches oder wirtschaftswissenschaftliches Studium an einer Hochschule erfolgreich mit 
zumindest einem Staatsexamen, einer Diplom- oder einer Masterprüfung abge-
schlossen haben. 
 

§ 13 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 12 dieser Studienordnung 
zu bestellenden Prüfern/Prüferinnen bewertet.  
 
(2) Für die Bewertung der Klausuren sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 
2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-

chen Anforderungen liegt 
3,0 = cum laude = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht 
4,0 = rite = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-

derungen genügt 
5,0 = non rite = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt 
 
Sonstige Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewer-
tet.  
 
(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 S. 1 
können durch Erhöhung oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte 
gebildet werden; die Noten 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 
 
(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit 
mindestens „rite“ (4,0) bzw. als „bestanden“ bewertet worden ist.  
 
(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zu-
geordneten ECTS-Punkte. 
 

§ 14 
Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der 
Lage ist, ein rechts- oder wirtschaftswissenschaftliches Problem aus dem Bereich 
„Mergers & Acquisitions“ in vorgegebener Zeit selbstständig zu bearbeiten. 
 
(2) Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zugeteilt. Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. 
 
(3) Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. Einer/Eine der 
Prüfer/innen ist zugleich Betreuer/in der Masterarbeit. 
 
(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 13 Abs. 2 bis 5 der Studienord-
nung entsprechend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert 
gebildet wird.  
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§ 15 
Wiederholung von Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bzw. als „bestanden“ bewertet worden 
sind, können nicht wiederholt werden.  
 
(2) Erstmals nicht bestandene schriftliche Prüfungen können zweimal wiederholt 
werden. Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten Wiederholungsfall nicht mit 
mindestens „rite“ (4,0) bzw. „bestanden“ bewertet, ist die Masterprüfung endgültig 
nicht bestanden. Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen 
keine weitere Wiederholungsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei 
Prüfern/Prüferinnen im Sinne des § 12 dieser Ordnung zu bewerten. 

 
§ 16 

Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet, 
wenn der/die Prüfungskandidat/in zu einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht 
erscheint. Über die Anerkennung eines triftigen Grundes entscheidet der Zulas-
sungs- und Prüfungsausschuss. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleis-
tung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Wenn der/die Kandidat/in nach Beginn der Prüfung von ihr zurücktritt, gilt die 
Prüfung als nicht bestanden.  
 
(3) Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen 
Prüfungstermin) schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit 
ist dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen. Der 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann bei Krankheit die Vorlage eines Attests 
eines/einer vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin ver-
langen. Erkennt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die Gründe an, wird dies 
dem Prüfungskandidaten/der Prüfungskandidatin mitgeteilt und ein neuer Termin 
festgesetzt.  
 
(4) Versucht der/die Kandidat/in das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „non rite“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 
Die Feststellung wird von den jeweilig prüfenden oder Aufsicht führenden Personen 
getroffen und aktenkundig gemacht. Im Wiederholungsfall kann der Zulassungs- und 
Prüfungsausschuss die gesamte Masterprüfung als für nicht bestanden erklären.  
 
(5) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils 
prüfenden oder Aufsicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Die betreffende Prü-
fungsaufgabe gilt in diesem Fall als mit „non rite“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ be-
wertet. In schwerwiegenden Fällen kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
die gesamte Prüfung für nicht bestanden erklären. Die Gründe für den Ausschluss 
sind aktenkundig zu machen. 
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§ 17 
Gesamtnote 

(1) Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Ge-
samtnote gebildet. In diese Gesamtnote gehen die sieben Abschlussklausuren mit 
insgesamt 70 vom Hundert und das Ergebnis der Masterarbeit mit 30 vom Hundert 
ein.  
 
(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 

1. Das arithmetische Mittel der sieben Klausuren wird errechnet. 
2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,7 multipliziert. 
3. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 
4. Die errechneten Werte für die Klausuren und die Masterarbeit werden addiert 

und der ermittelte Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem Komma 
ohne vorherige Rundung abgeschnitten. 

5. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 
bis 1,5    summa cum laude 
1,6 – 2,5   magna cum laude 
2,6 – 3,5   cum laude 
3,6 – 4,0   rite  

 
(3) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen ist. 
 

§ 18 
Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prü-
fungszeugnisses bekannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach-
träglich die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
 
(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 
 
(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
Eine Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.  
 

§ 19 
Abschlusszeugnis und Urkunde 

(1) Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende 
Gesamtnote wird ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden 
des Zulassungs- und Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 
 
(2) Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit 
der die Rechtswissenschaftliche Fakultät gemeinsam mit der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät den Hochschulgrad nach § 6 der Studienordnung verleiht. Die 
Aushändigung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in zur Führung des ge-
nannten Hochschulgrades. Die Urkunde wird gesiegelt und von dem/der Dekan/in 
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der Rechtswissenschaftlichen Fakultät und dem/der Dekan/in der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät unterzeichnet. 

 
§ 20 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prü-
fungsleistungen gewährt. Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Re-
gelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 
 
(2) Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des 
Masterzeugnisses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses ge-
nommen werden. Die Einsichtnahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH 
während der Geschäftszeiten. Der Zeitpunkt der Einsichtnahme wird dokumentiert. 
Eine etwaige Remonstration muss binnen zwei Wochen nach Einsichtnahme in die 
Prüfungsakten eingegangen sein. 
 
 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 21 
Aberkennung des akademischen Grades 

(1) Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich heraus-
stellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Eine 
Aberkennung des akademischen Grades nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren ab 
dem Datum des Prüfungszeugnisses ist ausgeschlossen. 
 
(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Studienordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntma-
chungen“ der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle 
Studierenden, die ab dem Wintersemester 2009/2010 mit dem Studium beginnen. 
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A N H A N G 
 

S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 
 
Der Weiterbildungsstudiengang „Mergers & Acquisitions“ hat einen Umfang von 398 
Unterrichtsstunden (US) verteilt auf drei Semester. In sechzehn Blockveranstaltun-
gen werden insgesamt acht Pflichtmodule behandelt. Im vierten Semester wird die 
Masterarbeit geschrieben. 
 

Term Modul Inhalt US ECTS

1 1 
Einführung in den Tätigkeitsbereich M&A, Betriebs- 
und volkswirtschaftliche Funktionen des 
Unternehmenskaufs, Grundlagenveranstaltungen, 
Corporate Governance 

45  

2 1 Grundlagenveranstaltungen, Corporate Governance 20 6 
3 2 Unternehmensbewertung 23  

4 2 Finanzierung und Kreditbesicherung in der 
Akquisitionsfinanzierung 23 5 

5 3 Due Diligence 23  
6 3 Verkaufs- und Übernahmeverfahren 23 5 

7 4 Kartell- und Wettbewerbsrecht/ 
Gewerblicher Rechtsschutz 23  

8 4 Unternehmenskaufvertrag 23 5 

9 5 Cross Border Transactions – Negotiations und 
Internationale Unternehmenskäufe 25  

10 5 Fonds, Private Equity Transactions, Joint Venture, 
Venture Capital Beteiligungen 23 5 

11 6 Arbeitsrecht, Unternehmensnachfolge/ Erbschaft 
steuerrecht, Umwandlungsrecht 25  

12 6 

LL.M.: Wirtschaftsstrafrecht und 
 Recht des Handelsstandes 
EMBA: Bilanzierung von Unternehmenszusammen- 
 schlüssen und Bilanzanalyse (Vertiefung) 

25 5 

13 7 Unternehmenskauf aus nationaler und internationaler 
steuerlicher Sicht  23  

14 7 Manager in M&A-Transaktionen, Distressed M&A, 
Unternehmenskauf in Krise und Insolvenz 25  

15 7 ADR und Schiedsverfahren (International Arbitration 
and Litigation), Post Merger Integration 26 6 

16 8 Simulation eines Unternehmenskaufs 23 3 

 
  Masterarbeit  20 

  Gesamt 398 60 

 

1459



 
_________________________________________________________________________ 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009 und des Beschlusses des Fachbereichsrats der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom 22.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                    Die Rektorin 

         

                                  Prof. Dr. Ursula Nelles 

 
_________________________________________________________________________ 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                    Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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____________________________________________________ 
 

S T U D I E N O R D N U N G 
für den Weiterbildungsstudiengang 

„Steuerwissenschaften“ 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

vom 15.05.2009 
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW vom 16. November 2006, S. 
474) hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Studienordnung erlassen: 
 
Inhalt: 
 
1. Abschnitt: Allgemeines  
 
§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2  Ziel des Studiengangs  
§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 
§ 4 Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 
§ 6 Hochschulgrad 
§ 7  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 
§ 8  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 9  Executive Board 
 
2. Abschnitt: Prüfungen 
 
§ 10  Prüfungen 
§ 11  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
§ 12  Prüfer/innen 
§ 13 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 14 Masterarbeit 
§ 15 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
§ 16 Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
§ 17 Gesamtnote 
§ 18 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 19 Abschlusszeugnis und Urkunde 
§ 20 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 21  Aberkennung des akademischen Grades 
§ 22 Inkrafttreten 
 
A N H A N G: Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 
 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich  

(1) Die Studienordnung gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang „Steuerwis-
senschaften“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU).  
 
(2) Die Studienordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudien-
gangs. 
 

§ 2 
Ziel des Studiengangs 

(1) Der Studiengang „Steuerwissenschaften“ ist ein weiterbildendes Studium im 
Sinne des § 62 HG NRW. Er wird vom Fachbereich Rechtswissenschaften und vom 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften gemeinsam angeboten. 
 
(2) Der Studiengang verfolgt das Ziel, Absolventinnen und Absolventen vertiefte 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Steuerwissenschaften sowohl aus rechtlicher als 
auch aus betriebs- und volkswirtschaftlicher Sicht zu vermitteln. Die Lehrveranstal-
tungen sollen wissenschaftlich und zugleich praxisorientiert gestaltet werden. Dieses 
interdisziplinäre Veranstaltungsangebot soll die Absolventen/Absolventinnen für eine 
hochqualifizierte Tätigkeit in einem steuer-, rechts- oder wirtschaftsberatenden Beruf 
befähigen. 
 

§ 3 
Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) Die Regelstudienzeit im Studiengang „Steuerwissenschaften“ einschließlich der 
Zeiten für die Anfertigung der Masterarbeit sowie für die Ablegung der Prüfungen 
umfasst vier Semester. Geht eine Teilnehmerin in Mutterschutzzeit oder beansprucht 
ein/e Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser Prüfungsordnung genannten 
Fristen und Termine um die für Mutterschutz und Elternzeit gesetzlich vorgesehene 
Dauer hinausgeschoben.  
 
(2) Weder Studienzeiten noch Studien- und Prüfungsleistungen, die ein/e Teilneh-
mer/in zuvor in einem rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studium erbracht 
hat, können im Rahmen des Studiengangs angerechnet werden. 
 
(3) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.  
 
(4) Der Studiengang beginnt jährlich zum Wintersemester. 
 
(5) Das Studium wird in Form von sechzehn Blockveranstaltungen durchgeführt, die 
insgesamt 437 Unterrichtsstunden umfassen. Diese sind nach Maßgabe des Stu-
dienverlaufsplans zu acht Modulen zusammengefasst. Jedes Modul wird mit einer 
Prüfung gemäß §§ 10 ff. dieser Studienordnung abgeschlossen. 
 
(6) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbe-
gleitend absolvieren.  
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(7) Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) kontingentiert. Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis 
von Leistungen geknüpft, der durch die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen 
ist. Insgesamt erreichen die Studierenden im Rahmen des Studienprogramms 60 
ECTS-Punkte.  
 
(8) Der Ablauf des Studiums ergibt sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser 
Studienordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums bei-
gefügt ist. Der Studienverlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen 
Aufbau des Studiums dar. Er ermöglicht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb 
der vorgesehenen Studienzeiten. Dazu macht er detaillierte Angaben über die Lehr-
veranstaltungen und über die zeitliche Organisation des Studiums. Der Studienver-
laufsplan muss nicht zwingend eingehalten werden. 
 
(9) Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den 
einzelnen Blockveranstaltungen bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft 
werden. Neben den 437 Unterrichtsstunden erarbeiten die Studierenden auf der 
Grundlage von Lehrmaterialien selbst die weiteren Studieninhalte. 
 

§ 4 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Weiterbildungsstudiengang „Steuerwissenschaften“ kann zugelassen wer-
den, wer 

1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-
denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 5 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können, und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
verfügt. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 

 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
 
(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 

1463



(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 4 werden durch Vorlage 
der entsprechenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 
(6) Über die Zulassung sowie die Auswahl der Bewerber/innen entscheidet der Zu-
lassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 8 dieser Ordnung. Die weiteren 
Einzelheiten regelt eine gesonderte Zulassungsordnung, die Bestandteil dieser Stu-
dienordnung ist. 
 

§ 5 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 4 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   
 

§ 6 
Hochschulgrad 

Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleihen die Rechtswissen-
schaftliche Fakultät und die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät nach § 66 Abs. 1 
HG NRW Studierenden, die den Schwerpunktbereich „Rechtswissenschaften“ ge-
wählt haben, den staatlich anerkannten Hochschulgrad eines „Master of Laws“, ab-
gekürzt „LL.M.“, und Studierenden, die den Schwerpunktbereich „Wirtschaftswissen-
schaften“ gewählt haben, den Hochschulgrad eines „Executive Master of Business 
Administration“, abgekürzt „EMBA“. Die Studierenden müssen zu Beginn des Studi-
ums angeben, welchen Hochschulgrad sie anstreben. 
 

§ 7 
Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

(1) Die acht Klausuren müssen ebenso wie die Masterarbeit mindestens mit der Note 
„rite“ (4,0) bewertet worden sein. Darüber hinaus muss der/die Studierende an min-
destens 328 der 437 Unterrichtsstunden (75 %) teilgenommen haben. 
 
(2) Studierende, die den Schwerpunktbereich „Rechtswissenschaften“ gewählt ha-
ben, müssen im Wahlfachbereich die Veranstaltungen für LL.M.-Anwärter belegen 
und eine Masterarbeit aus dem Bereich der Rechtswissenschaften anfertigen. 
 
(3) Studierende, die den Schwerpunktbereich „Wirtschaftswissenschaften“ gewählt 
haben, müssen im Wahlfachbereich die Veranstaltungen für EMBA-Anwärter bele-
gen und eine Masterarbeit aus dem Bereich der Wirtschaftswissenschaften anferti-
gen. 
 

§ 8 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese 
Studienordnung zugewiesenen Aufgaben bilden die Rechtswissenschaftliche und die 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät einen Zulassungs- und Prüfungsausschuss, 
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der sich aus je zwei an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster tätigen 
Hochschullehrern/Hochschullehrerinnen zusammensetzt. Der Vorsitzende des Exe-
cutive Boards kann an den Sitzungen des Ausschusses beratend teilnehmen. 
 
(2) Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbe-
reichsrat Rechtswissenschaften und Wirtschaftswissenschaften für die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Ausschuss wählt seine/n Vorsit-
zende/n und den/die Stellvertreter/in. 
 
(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung 
zugewiesenen Aufgaben. 
 
(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 
 
(5) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Studienordnung eingehalten werden. Er ist insbesondere zuständig für die Ent-
scheidung über eingelegte Widersprüche. Der Ausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen.  
 
(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 9 
Executive Board 

(1) Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus dem 
Akademischen Leiter sowie weiteren Professoren/Professorinnen und Prakti-
kern/Praktikerinnen zusammensetzt. Es besteht die Möglichkeit, einen Studierenden 
in das Executive Board mit aufzunehmen. Das Executive Board ist für die Errichtung 
des Studiengangs zuständig, überwacht dessen Qualität und passt die Studienin-
halte an die aktuellen Entwicklungen und Bedürfnisse des Marktes an.  
 
(2) Insbesondere fallen folgende Punkte in die Zuständigkeit des Executive Boards:  
• die Akkreditierung des Studiengangs 
• die Pflege des Modulhandbuchs  
• die Prüfung der Inhalte des Studiengangs  
• die Beratung des akademischen Leiters bei der Auswahl der Dozenten/ 

Dozentinnen des Studiengangs. 
 
(3) Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. Es kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen. 
 
 

2. Abschnitt: Prüfungen 
 

§ 10 
Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich in studienbegleitende Modulprüfun-
gen und eine das Studium abschließende Masterarbeit (Masterthesis). 
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§ 11 
Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

(1) Jedes der acht Module (§ 3 Abs. 5) wird mit einer schriftlichen Abschlussprüfung 
in Gestalt einer Klausur im Umfang von jeweils drei Zeitstunden abgeschlossen. In-
halt jeder dieser Modulprüfungen sind die in den Blockveranstaltungen behandelten 
sowie die in Heimarbeit erarbeiteten Studieninhalte.  
 
(2) In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die Prüfungskandidatinnen 
und -kandidaten die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im Be-
reich des wissenschaftlichen und praktischen Umgangs mit der Vielfalt der möglichen 
Fälle auf dem Gebiet des Steuerrechts mit seinen wirtschaftswissenschaftlichen Be-
zügen besitzen. Der/die Prüfungskandidat/in soll nachweisen, dass er/sie in den ein-
zelnen Modulen über die für die Berufspraxis erforderlichen Sachkenntnisse verfügt, 
die Zusammenhänge der einzelnen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt und 
die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und praktische Erfahrungen zur 
Problemlösung selbstständig anzuwenden. In den schriftlichen Abschlussprüfungen 
soll der/die Prüfungskandidat/in zudem nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit 
und mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhalte des vorangegangenen Moduls ein-
schließlich der in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studieninhalte beherrscht. 
 
(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat 
der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern 
oder dem Kandidaten/der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen 
in einer anderen Form zu erbringen. 
 
(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientie-
ren, die aufgrund des Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen 
sind.  

 
§ 12 

Prüfer/innen 
(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 
 
(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Prüfer/innen sind Professoren/Professorinnen und wissenschaftliche Mitarbei-
ter/innen, die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. Dozenten und Dozen-
tinnen aus der Praxis können Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftli-
ches oder wirtschaftswissenschaftliches Studium an einer Hochschule erfolgreich mit 
zumindest einem Staatsexamen, einer Diplom- oder einer Masterprüfung abge-
schlossen haben. 
 

§ 13 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 12 dieser Studienordnung 
zu bestellenden Prüfern/Prüferinnen bewertet.  
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(2) Für die Bewertung der Klausuren sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 
2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-

chen Anforderungen liegt 
3,0 = cum laude = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht 
4,0 = rite = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-

derungen genügt 
5,0 = non rite = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt 
 
(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 kön-
nen durch Erhöhung oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte 
gebildet werden; die Noten 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 
 
(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit 
mindestens „rite“ (4,0) bewertet worden ist.  
 
(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zu-
geordneten ECTS-Punkte. 
 

§ 14 
Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der 
Lage ist, ein rechts- oder wirtschaftswissenschaftliches Problem aus dem Bereich 
„Steuerwissenschaften“ in vorgegebener Zeit selbstständig zu bearbeiten. 
 
(2) Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zugeteilt. Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. 
 
(3) Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. Einer/Eine der 
Prüfer/innen ist zugleich Betreuer/in der Masterarbeit. 
 
(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 13 Abs. 2 bis 5 der Studienord-
nung entsprechend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert 
gebildet wird.  

 
§ 15 

Wiederholung von Prüfungsleistungen 
(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bewertet worden sind, können nicht 
wiederholt werden.  
 
(2) Erstmals nicht bestandene schriftliche Prüfungen können zweimal wiederholt 
werden. Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten Wiederholungsfall nicht mit 
mindestens „rite“ (4,0) bewertet, ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden. 
Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen keine weitere Wie-
derholungsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei Prüfern/Prüferinnen 
im Sinne des § 12 dieser Ordnung zu bewerten. 
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§ 16 
Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bewertet, wenn der/die Prüfungs-
kandidat/in zu einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht erscheint. Über die 
Anerkennung eines triftigen Grundes entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Wenn der/die Kandidat/in nach Beginn der Prüfung von ihr zurücktritt, gilt die 
Prüfung als nicht bestanden.  
 
(3) Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen 
Prüfungstermin) schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit 
ist dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen. Der 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann bei Krankheit die Vorlage eines Attests 
eines/einer vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin ver-
langen. Erkennt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die Gründe an, wird dies 
dem Prüfungskandidaten/der Prüfungskandidatin mitgeteilt und ein neuer Termin 
festgesetzt.  
 
(4) Versucht der/die Kandidat/in das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „non rite“ (5,0) bewertet. Die Feststellung wird 
von den jeweilig prüfenden oder Aufsicht führenden Personen getroffen und akten-
kundig gemacht. Im Wiederholungsfall kann der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss die gesamte Masterprüfung als für nicht bestanden erklären.  
 
(5) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils 
prüfenden oder Aufsicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Die betreffende Prü-
fungsaufgabe gilt in diesem Fall als mit „non rite“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden 
Fällen kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die gesamte Prüfung für nicht 
bestanden erklären. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. 
 

§ 17 
Gesamtnote 

(1) Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Ge-
samtnote gebildet. In diese Gesamtnote gehen die acht Abschlussklausuren mit ins-
gesamt 70 vom Hundert und das Ergebnis der Masterarbeit mit 30 vom Hundert ein.  
 
(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 

1. Das arithmetische Mittel der acht Klausuren wird errechnet. 
2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,7 multipliziert. 
3. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 
4. Die errechneten Werte für die Klausuren und die Masterarbeit werden addiert 

und der ermittelte Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem Komma 
ohne vorherige Rundung abgeschnitten. 

5. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 
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bis 1,5    summa cum laude 
1,6 – 2,5   magna cum laude 
2,6 – 3,5   cum laude 
3,6 – 4,0   rite  

 
(3) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen ist. 
 

§ 18 
Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prü-
fungszeugnisses bekannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach-
träglich die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
 
(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 
 
(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
Eine Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.  
 

§ 19 
Abschlusszeugnis und Urkunde 

(1) Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende 
Gesamtnote wird ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden 
des Zulassungs- und Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 
 
(2) Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit 
der die Rechtswissenschaftliche Fakultät gemeinsam mit der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät den Hochschulgrad nach § 6 der Studienordnung verleiht. Die 
Aushändigung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in zur Führung des ge-
nannten Hochschulgrades. Die Urkunde wird gesiegelt und von dem/der Dekan/in 
der Rechtswissenschaftlichen Fakultät und dem/der Dekan/in der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät unterzeichnet. 

 
§ 20 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prü-
fungsleistungen gewährt. Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Re-
gelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 
 
(2) Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des 
Masterzeugnisses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses ge-
nommen werden. Die Einsichtnahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH 
während der Geschäftszeiten. Der Zeitpunkt der Einsichtnahme wird dokumentiert. 
Eine etwaige Remonstration muss binnen zwei Wochen nach Einsichtnahme in die 
Prüfungsakten eingegangen sein. 
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3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

 
§ 21 

Aberkennung des akademischen Grades 
(1) Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich heraus-
stellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Eine 
Aberkennung des akademischen Grades nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren ab 
dem Datum des Prüfungszeugnisses ist ausgeschlossen. 
 
(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Studienordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntma-
chungen“ der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle 
Studierenden, die ab dem Wintersemester 2009/2010 mit dem Studium beginnen. 
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A N H A N G 
 

S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 
 
Der Weiterbildungsstudiengang „Steuerwissenschaften“ hat einen Umfang von 437 
Unterrichtsstunden (US) verteilt auf drei Semester. In sechzehn Blockveranstaltun-
gen werden insgesamt acht Pflichtmodule behandelt. Im vierten Semester wird die 
Masterarbeit geschrieben. 
 

Term Modul Inhalt US ECTS

1 1 
Einführung und Systematik des Steuerrechts, 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb, Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung 
sowie sonstige Einkünfte und Lohnsteuerrecht 

54 5 

2 2 Besteuerung von Personengesellschaften 25  
3 2 Körperschaftsteuerrecht 25  
4 2/3 Gewerbesteuerrecht und Buchführung 15/10 6 
5 3 Handels- und Steuerbilanzrecht 25  
6 3 Einführung in die BWL und Steuerbilanzpolitik 29 5 
7 4 Verfahrensrecht 25  

8 4 
Internationale Rechnungslegung (IFRS), 
Bilanzanalyse und Grundzüge der 
Konzernrechnungslegung 

25 4 

9 5 Einführung in die VWL und Allgemeine Steuerlehre 25  

10 5 

LL.M.: Unternehmenskauf, Steuerfahndungs- 
 und Steuerstrafrecht 
EMBA: Spezielle Steuerlehre und 
 Unternehmensbewertung 

25 5 

11 6 Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht, 
Unternehmensnachfolge 25  

12 6 Umsatzsteuerrecht 25 5 

13 7 Verfassungs- und europarechtliche Bezüge des 
Steuerrechts  25  

14 7 Verbrauchsteuerrecht und Internationales Steuerrecht 25 5 
15 8 Umwandlungsrecht und Umwandlungssteuerrecht 25  

16 8 Rechtformplanung und Umwandlung und 
Gewerbesteuerrecht 29 5 

 
  Masterarbeit  20 

  Gesamt 437 60 
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_________________________________________________________________________ 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009 und des Beschlusses des Fachbereichsrats der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom 22.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                     Die Rektorin 

         

                                  Prof. Dr. Ursula Nelles 

 
_________________________________________________________________________ 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                    Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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____________________________________________________ 
 

S T U D I E N O R D N U N G 
für den Weiterbildungsstudiengang 

„Private Wealth Management“ 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

vom 15.05.2009 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW vom 16. November 2006, S. 
474) hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Studienordnung erlassen: 
 
Inhalt: 
 
1. Abschnitt: Allgemeines  
 
§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2  Ziel des Studiengangs  
§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 
§ 4 Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 
§ 6 Hochschulgrad 
§ 7  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 
§ 8  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 9  Executive Board 
 
2. Abschnitt: Prüfungen 
 
§ 10  Prüfungen 
§ 11  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
§ 12  Prüfer/innen 
§ 13 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 14 Masterarbeit 
§ 15 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
§ 16 Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
§ 17 Gesamtnote 
§ 18 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 19 Abschlusszeugnis und Urkunde 
§ 20 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 21  Gasthörer 
§ 22 Aberkennung des akademischen Grades 
§ 23 Inkrafttreten 
 
A N H A N G: Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 
 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich  

(1) Die Studienordnung gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang „Private 
Wealth Management“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU).  
 
(2) Die Studienordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudien-
gangs. 
 

§ 2 
Ziel des Studiengangs 

(1) Der Studiengang „Private Wealth Management“ ist ein weiterbildendes Studium 
im Sinne des § 62 HG NRW. Er wird vom Fachbereich Rechtswissenschaften und 
vom Fachbereich Wirtschaftswissenschaften gemeinsam angeboten. 
 
(2) Der Studiengang verfolgt das Ziel, Absolventinnen und Absolventen vertiefte 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Erbrechts und der Nachfolgegestaltung sowie des 
Steuerrechts und der Vermögensverwaltung zu vermitteln. Die Lehrveranstaltungen 
sollen wissenschaftlich und zugleich praxisorientiert gestaltet werden. Dieses Veran-
staltungsangebot soll die Absolvent/innen für eine hochqualifizierte Tätigkeit in einem 
beratenden Beruf sowohl auf erb- und steuerrechtlichem Gebiet als auch in den Be-
reichen des Vermögensmanagements befähigen. Geschult werden die Entwicklung 
von strategischen Denkansätzen und die dazu erforderlichen Umsetzungsfähigkei-
ten. Zudem sollen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer rechtliche, steuerrechtliche 
und ökonomische Kenntnisse erwerben, die für eine Beratertätigkeit und die Vermö-
gensstrukturierung und -anlage im deutschsprachigen Raum erforderlich sind. Be-
handelt werden darüber hinaus die entsprechenden Schnittstellen zu ausländischen 
Rechtsordnungen und die jeweiligen internationalen Besonderheiten, welche für eine 
wirtschaftlich optimale Vermögensverwaltung unerlässlich sind. 
 

§ 3 
Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) Die Regelstudienzeit im Studiengang „Private Wealth Management“ einschließlich 
der Zeiten für die Anfertigung der Masterarbeit sowie für die Ablegung der Prüfungen 
umfasst vier Semester. Geht eine Teilnehmerin in Mutterschutzzeit oder beansprucht 
ein/e Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser Prüfungsordnung genannten 
Fristen und Termine um die für Mutterschutz und Elternzeit gesetzlich vorgesehene 
Dauer hinausgeschoben.  
 
(2) Weder Studienzeiten noch Studien- und Prüfungsleistungen, die ein/e Teilneh-
mer/in zuvor in einem rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studium erbracht 
hat, können im Rahmen des Studiengangs angerechnet werden. 
 
(3) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.  
 
(4) Der Studiengang beginnt jährlich zum Wintersemester. 
 
(5) Das Studium wird in Form von sechzehn Blockveranstaltungen durchgeführt, die 
insgesamt 400 Unterrichtsstunden umfassen. Diese sind nach Maßgabe des Stu-
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dienverlaufsplans zu acht Modulen zusammengefasst. Jedes Modul wird mit einer 
Prüfung gemäß §§ 10 ff. dieser Studienordnung abgeschlossen. 
 
(6) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbe-
gleitend absolvieren.  
 
(7) Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) kontingentiert. Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis 
von Leistungen geknüpft, der durch die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen 
ist. Insgesamt erreichen die Studierenden im Rahmen des Studienprogramms 60 
ECTS-Punkte.  
 
(8) Der Ablauf des Studiums ergibt sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser 
Studienordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums bei-
gefügt ist. Der Studienverlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen 
Aufbau des Studiums dar. Er ermöglicht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb 
der vorgesehenen Studienzeiten. Dazu macht er detaillierte Angaben über die Lehr-
veranstaltungen und über die zeitliche Organisation des Studiums. Der Studienver-
laufsplan muss nicht zwingend eingehalten werden. 
 
(9) Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den 
einzelnen Blockveranstaltungen bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft 
werden. Neben den 400 Unterrichtsstunden erarbeiten die Studierenden auf der 
Grundlage von Lehrmaterialien selbst die weiteren Studieninhalte. 
 

§ 4 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Weiterbildungsstudiengang „Private Wealth Management“ kann zugelassen 
werden, wer 

1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-
denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 5 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können, und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
verfügt. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 

 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
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(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 
(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 4 werden durch Vorlage 
der entsprechenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 
(6) Über die Zulassung sowie die Auswahl der Bewerber/innen entscheidet der Zu-
lassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 8 dieser Ordnung. Die weiteren 
Einzelheiten regelt eine gesonderte Zulassungsordnung, die Bestandteil dieser Stu-
dienordnung ist. 
 

§ 5 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 4 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   

 
§ 6 

Hochschulgrad 
Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleihen die Rechtswissen-
schaftliche Fakultät und die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät nach § 66 Abs. 1 
HG NRW Studierenden, die den Schwerpunktbereich „Rechtswissenschaften“ ge-
wählt haben, den staatlich anerkannten Hochschulgrad eines „Master of Laws“, ab-
gekürzt „LL.M.“, und Studierenden, die den Schwerpunktbereich „Wirtschaftswissen-
schaften“ gewählt haben, den Hochschulgrad eines „Executive Master of Business 
Administration“, abgekürzt „EMBA“. Die Studierenden müssen zu Beginn des Studi-
ums angeben, welchen Hochschulgrad sie anstreben. 
 

§ 7 
Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

(1) Die acht Klausuren sowie die Gestaltungsaufgabe müssen ebenso wie die Mas-
terarbeit mindestens mit der Note „rite“ (4,0) bzw. mit „bestanden“ bewertet worden 
sein. Darüber hinaus muss der/die Studierende an mindestens 300 der 400 Unter-
richtsstunden (75 %) teilgenommen haben. 
 
(2) Studierende, die den Schwerpunktbereich „Rechtswissenschaften“ gewählt ha-
ben, müssen im Wahlfachbereich die Veranstaltungen für LL.M.-Anwärter belegen 
und eine Masterarbeit aus dem Bereich der Rechtswissenschaften anfertigen. 
 
(3) Studierende, die den Schwerpunktbereich „Wirtschaftswissenschaften“ gewählt 
haben, müssen im Wahlfachbereich die Veranstaltungen für EMBA-Anwärter bele-
gen und eine Masterarbeit aus dem Bereich der Wirtschaftswissenschaften anferti-
gen. 
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§ 8 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese 
Studienordnung zugewiesenen Aufgaben bilden die Rechtswissenschaftliche und die 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät einen Zulassungs- und Prüfungsausschuss, 
der sich aus je zwei an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster tätigen 
Hochschullehrern/Hochschullehrerinnen zusammensetzt. Der Vorsitzende des Exe-
cutive Boards kann an den Sitzungen des Ausschusses beratend teilnehmen. 
 
(2) Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbe-
reichsrat Rechtswissenschaften und Wirtschaftswissenschaften für die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Ausschuss wählt seine/n Vorsit-
zende/n und den/die Stellvertreter/in. 
 
(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung 
zugewiesenen Aufgaben. 
 
(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 
 
(5) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Studienordnung eingehalten werden. Er ist insbesondere zuständig für die Ent-
scheidung über eingelegte Widersprüche. Der Ausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen.  
 
(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 9 
Executive Board 

(1) Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus dem 
Akademischen Leiter sowie weiteren Professoren/Professorinnen und Prakti-
kern/Praktikerinnen zusammensetzt. Es besteht die Möglichkeit, einen Studierenden 
in das Executive Board mit aufzunehmen. Das Executive Board ist für die Errichtung 
des Studiengangs zuständig, überwacht dessen Qualität und passt die Studienin-
halte an die aktuellen Entwicklungen und Bedürfnisse des Marktes an.  
 
(2) Insbesondere fallen folgende Punkte in die Zuständigkeit des Executive Boards:  
• die Akkreditierung des Studiengangs 
• die Pflege des Modulhandbuchs  
• die Prüfung der Inhalte des Studiengangs  
• die Beratung des akademischen Leiters bei der Auswahl der Dozenten/ 

Dozentinnen des Studiengangs. 
 
(3) Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. Es kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen. 
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2. Abschnitt: Prüfungen 
 

§ 10 
Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich in studienbegleitende Modulprüfun-
gen und eine das Studium abschließende Masterarbeit (Masterthesis). 

 
§ 11 

Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
(1) Jedes der acht Module (§ 3 Abs. 5) schließt mit einer Prüfung ab. Dabei werden 
den Studierenden acht schriftliche Abschlussprüfungen in Form von Klausuren im 
Umfang von drei bzw. fünf Zeitstunden gestellt. Außerdem ist eine Gestaltungsauf-
gabe zu bearbeiten. Inhalt jeder dieser Modulprüfungen sind die in den Blockveran-
staltungen behandelten sowie die in Heimarbeit erarbeiteten Studieninhalte.  
 
(2) In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die Prüfungskandidatinnen 
und -kandidaten die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im Be-
reich des wissenschaftlichen und praktischen Umgangs mit der Vielfalt der möglichen 
Fälle auf den Gebieten des Erbrechts, der Nachfolgegestaltung und des Vermö-
gensmanagements besitzen. Der/die Prüfungskandidat/in soll nachweisen, dass 
er/sie in den einzelnen Modulen über die für die Berufspraxis erforderlichen Sach-
kenntnisse verfügt, die Zusammenhänge der einzelnen Lernbereiche des Studienge-
bietes überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und prakti-
sche Erfahrungen zur Problemlösung selbstständig anzuwenden. In den schriftlichen 
Abschlussprüfungen soll der/die Prüfungskandidat/in zudem nachweisen, dass er/sie 
in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhalte des vorangegan-
genen Moduls einschließlich der in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studieninhalte be-
herrscht. 
 
(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat 
der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern 
oder dem Kandidaten/der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen 
in einer anderen Form zu erbringen. 
 
(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientie-
ren, die aufgrund des Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen 
sind.  

 
§ 12 

Prüfer/innen 
(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 
 
(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Prüfer/innen sind Professoren/Professorinnen und wissenschaftliche Mitarbei-
ter/innen, die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. Dozenten und Dozen-
tinnen aus der Praxis können Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftli-
ches oder wirtschaftswissenschaftliches Studium an einer Hochschule erfolgreich mit 

1478



 

zumindest einem Staatsexamen, einer Diplom- oder einer Masterprüfung abge-
schlossen haben. 
 

§ 13 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 12 dieser Studienordnung 
zu bestellenden Prüfern/Prüferinnen bewertet.  
 
(2) Für die Bewertung der Klausuren sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 
2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-

chen Anforderungen liegt 
3,0 = cum laude = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht 
4,0 = rite = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-

derungen genügt 
5,0 = non rite = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt 
 
Sonstige Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewer-
tet.  
 
(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 S. 1 
können durch Erhöhung oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte 
gebildet werden; die Noten 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 
 
(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit 
mindestens „rite“ (4,0) bzw. als „bestanden“ bewertet worden ist.  
 
(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zu-
geordneten ECTS-Punkte. 
 

§ 14 
Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der 
Lage ist, ein rechts- oder wirtschaftswissenschaftliches Problem aus dem Bereich 
„Private Wealth Management“ in vorgegebener Zeit selbstständig zu bearbeiten. 
 
(2) Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zugeteilt. Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. 
 
(3) Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. Einer/Eine der 
Prüfer/innen ist zugleich Betreuer/in der Masterarbeit. 
 
(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 13 Abs. 2 bis 5 der Studienord-
nung entsprechend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert 
gebildet wird.  

 

1479



 

§ 15 
Wiederholung von Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bzw. als „bestanden“ bewertet worden 
sind, können nicht wiederholt werden.  
 
(2) Erstmals nicht bestandene schriftliche Prüfungen können zweimal wiederholt 
werden. Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten Wiederholungsfall nicht mit 
mindestens „rite“ (4,0) bzw. „bestanden“ bewertet, ist die Masterprüfung endgültig 
nicht bestanden. Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen 
keine weitere Wiederholungsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei 
Prüfern/Prüferinnen im Sinne des § 12 dieser Ordnung zu bewerten. 
 

§ 16 
Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet, 
wenn der/die Prüfungskandidat/in zu einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht 
erscheint. Über die Anerkennung eines triftigen Grundes entscheidet der Zulas-
sungs- und Prüfungsausschuss. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleis-
tung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Wenn der/die Kandidat/in nach Beginn der Prüfung von ihr zurücktritt, gilt die 
Prüfung als nicht bestanden.  
 
(3) Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen 
Prüfungstermin) schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit 
ist dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen. Der 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann bei Krankheit die Vorlage eines Attests 
eines/einer vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin ver-
langen. Erkennt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die Gründe an, wird dies 
dem Prüfungskandidaten/der Prüfungskandidatin mitgeteilt und ein neuer Termin 
festgesetzt.  
 
(4) Versucht der/die Kandidat/in das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „non rite“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 
Die Feststellung wird von den jeweilig prüfenden oder Aufsicht führenden Personen 
getroffen und aktenkundig gemacht. Im Wiederholungsfall kann der Zulassungs- und 
Prüfungsausschuss die gesamte Masterprüfung als für nicht bestanden erklären.  
 
(5) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils 
prüfenden oder Aufsicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Die betreffende Prü-
fungsaufgabe gilt in diesem Fall als mit „non rite“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ be-
wertet. In schwerwiegenden Fällen kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
die gesamte Prüfung für nicht bestanden erklären. Die Gründe für den Ausschluss 
sind aktenkundig zu machen. 
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§ 17 
Gesamtnote 

(1) Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Ge-
samtnote gebildet. In diese Gesamtnote gehen die acht Abschlussklausuren mit ins-
gesamt 70 vom Hundert und das Ergebnis der Masterarbeit mit 30 vom Hundert ein.  
 
(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 

1. Das arithmetische Mittel der acht Klausuren wird errechnet. 
2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,7 multipliziert. 
3. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 
4. Die errechneten Werte für die Klausuren und die Masterarbeit werden addiert 

und der ermittelte Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem Komma 
ohne vorherige Rundung abgeschnitten. 

5. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 
bis 1,5    summa cum laude 
1,6 – 2,5   magna cum laude 
2,6 – 3,5   cum laude 
3,6 – 4,0   rite  

 
(3) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen ist. 
 

§ 18 
Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prü-
fungszeugnisses bekannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach-
träglich die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
 
(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 
 
(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
Eine Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.  
 

§ 19 
Abschlusszeugnis und Urkunde 

(1) Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende 
Gesamtnote wird ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden 
des Zulassungs- und Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 
 
(2) Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit 
der die Rechtswissenschaftliche Fakultät gemeinsam mit der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät den Hochschulgrad nach § 6 der Studienordnung verleiht. Die 
Aushändigung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in zur Führung des ge-
nannten Hochschulgrades. Die Urkunde wird gesiegelt und von dem/der Dekan/in 
der Rechtswissenschaftlichen Fakultät und dem/der Dekan/in der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät unterzeichnet. 
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§ 20 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

(1) Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prü-
fungsleistungen gewährt. Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Re-
gelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 
 
(2) Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des 
Masterzeugnisses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses ge-
nommen werden. Die Einsichtnahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH 
während der Geschäftszeiten. Der Zeitpunkt der Einsichtnahme wird dokumentiert. 
Eine etwaige Remonstration muss binnen zwei Wochen nach Einsichtnahme in die 
Prüfungsakten eingegangen sein. 
 
 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 21 
Gasthörer 

(1) Bewerber/innen, die einzelne Lehrveranstaltungen besuchen wollen, können als 
Gasthörer/innen im Rahmen der vorhandenen Studienmöglichkeiten zugelassen 
werden. Der Nachweis der Qualifikation nach § 4 Abs. 1 dieser Studienordnung ist 
nicht erforderlich.  
 
(2) Gasthörer können zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen zugelassen werden, 
sofern ihre Vorbildung eine Teilnahme als sinnvoll erscheinen lässt. Die Teilnahme 
an Prüfungen und die Erbringung von Leistungsnachweisen ist ausgeschlossen. Auf 
Antrag bestätigt der akademischen Leiter dem/der Gasthörer/in die Teilnahme mit 
einem Zertifikat.  
 
(3) Die Gasthörerschaft ist gebührenpflichtig. 
 

§ 21 
Aberkennung des akademischen Grades 

(1) Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich heraus-
stellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Eine 
Aberkennung des akademischen Grades nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren ab 
dem Datum des Prüfungszeugnisses ist ausgeschlossen. 
 
(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Studienordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntma-
chungen“ der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle 
Studierenden, die ab dem Wintersemester 2009/2010 mit dem Studium beginnen. 
 

1482



 

A N H A N G 
 

S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 
 
Der Weiterbildungsstudiengang „Private Wealth Management“ hat einen Umfang von 
400 Unterrichtsstunden (US) verteilt auf drei Semester. In sechzehn Blockveranstal-
tungen werden insgesamt acht Pflichtmodule behandelt. Im vierten Semester wird 
die Masterarbeit geschrieben. 
 

Term Modul Inhalt US ECTS

1 1 Einführungsveranstaltungen, Anlageformen und 
Asset Allokation, Grundlagen des Erbrechts 43  

2 1 Materielles Erbrecht, Erbschaft- und Schenkung-
steuerrecht, Verfahrensrecht 29 7 

3 2 Portfoliomanagement und Anlageklassen 23  
4 2 Alternative Investments 22 4 
5 3 Erbrechtliche Gestaltungen 25  
6 3 Unternehmensnachfolge 23 5 
7 4 Familie und Vermögen 23  
8 4 Steuerrecht 26 5 
9 5 Internationale Aspekte 23  
10 5 Länderberichte und Mediation 23 5 
11 6 Preisbildungsprozesse auf Finanzmärkten 23  
12 6 Vermögensmanagement 23 5 
13 7 Family Office I  23  
14 7 Family Office II 23  
15 7 Besteuerung von Kapitaleinkünften und Derivaten 25 6 

16 8 

LL.M.: Vertiefung des materiellen Erbrechts und der 
 Testamentsvollstreckung sowie Besonder- 
 heiten der Verfahrens- und Prozessführung 
 im Erbrecht 
EMBA: Vertiefung Vermögensmanagement: Anlagen, 
 Investmentprozesse und Erfolgskontrolle 

23 3 

 
  Masterarbeit  20 

  Gesamt 400 60 
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_________________________________________________________________________ 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009 und des Beschlusses des Fachbereichsrats der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom 22.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                    Die Rektorin 

         

                                  Prof. Dr. Ursula Nelles 

 
_________________________________________________________________________ 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                     Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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____________________________________________________ 
 

S T U D I E N O R D N U N G 
für den Weiterbildungsstudiengang 

„Real Estate Law“ 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

vom 15.05.2009 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW vom 16. November 2006, S. 
474) hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Studienordnung erlassen: 
 
Inhalt: 
 
1. Abschnitt: Allgemeines  
 
§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2  Ziel des Studiengangs  
§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 
§ 4 Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 
§ 6 Hochschulgrad 
§ 7  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 
§ 8  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 9  Executive Board 
 
2. Abschnitt: Prüfungen 
 
§ 10  Prüfungen 
§ 11  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
§ 12  Prüfer/innen 
§ 13 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 14 Masterarbeit 
§ 15 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
§ 16 Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
§ 17 Gesamtnote 
§ 18 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 19 Abschlusszeugnis und Urkunde 
§ 20 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 21  Aberkennung des akademischen Grades 
§ 22 Inkrafttreten 
 
 
A N H A N G: Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 
 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich  

(1) Die Studienordnung gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang „Real Estate 
Law“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU).  
 
(2) Die Studienordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudien-
gangs. 
 

§ 2 
Ziel des Studiengangs 

(1) Der Studiengang „Real Estate Law“ ist ein weiterbildendes Studium im Sinne des 
§ 62 HG NRW. Er wird vom Fachbereich Rechtswissenschaften angeboten. 
 
(2) Der Studiengang verfolgt das Ziel, Absolventinnen und Absolventen vertiefte 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Immobilienwirtschaftsrechts zu vermitteln. Die Lehr-
veranstaltungen sollen wissenschaftlich und zugleich praxisorientiert gestaltet wer-
den. Dieses Veranstaltungsangebot soll die Absolventinnen und Absolventen für eine 
hochqualifizierte Tätigkeit in einem rechtsberatenden Beruf auf immobilienwirtschaft-
lichem Gebiet befähigen. 
 

§ 3 
Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) Die Regelstudienzeit im Studiengang „Real Estate Law“ einschließlich der Zeiten 
für die Anfertigung der Masterarbeit sowie für die Ablegung der Prüfungen umfasst 
vier Semester. Geht eine Teilnehmerin in Mutterschutzzeit oder beansprucht ein/e 
Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser Prüfungsordnung genannten Fris-
ten und Termine um die für Mutterschutz und Elternzeit gesetzlich vorgesehene 
Dauer hinausgeschoben.  
 
(2) Weder Studienzeiten noch Studien- und Prüfungsleistungen, die ein/e Teilneh-
mer/in zuvor in einem rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studium erbracht 
hat, können im Rahmen des Studiengangs angerechnet werden. 
 
(3) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.  
 
(4) Der Studiengang beginnt jährlich zum Sommersemester. 
 
(5) Das Studium wird in Form von fünfzehn Blockveranstaltungen durchgeführt, die 
insgesamt 382 Unterrichtsstunden umfassen. Diese sind nach Maßgabe des Stu-
dienverlaufsplans zu acht Modulen zusammengefasst. Jedes Modul wird mit einer 
Prüfung gemäß §§ 10 ff. dieser Studienordnung abgeschlossen. 
 
(6) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbe-
gleitend absolvieren.  
 
(7) Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) kontingentiert. Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis 
von Leistungen geknüpft, der durch die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen 
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ist. Insgesamt erreichen die Studierenden im Rahmen des Studienprogramms 60 
ECTS-Punkte.  
 
(8) Der Ablauf des Studiums ergibt sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser 
Studienordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums bei-
gefügt ist. Der Studienverlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen 
Aufbau des Studiums dar. Er ermöglicht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb 
der vorgesehenen Studienzeiten. Dazu macht er detaillierte Angaben über die Lehr-
veranstaltungen und über die zeitliche Organisation des Studiums. Der Studienver-
laufsplan muss nicht zwingend eingehalten werden. 
 
(9) Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den 
einzelnen Blockveranstaltungen bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft 
werden. Neben den 382 Unterrichtsstunden erarbeiten die Studierenden auf der 
Grundlage von Lehrmaterialien selbst die weiteren Studieninhalte. 
 

§ 4 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Weiterbildungsstudiengang „Real Estate Law“ kann zugelassen werden, wer 
1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-

denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 5 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können, und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
verfügt. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 

 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
 
(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 
(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 4 werden durch Vorlage 
der entsprechenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 
(6) Über die Zulassung sowie die Auswahl der Bewerber/innen entscheidet der Zu-
lassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 8 dieser Ordnung. Die weiteren 
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Einzelheiten regelt eine gesonderte Zulassungsordnung, die Bestandteil dieser Stu-
dienordnung ist. 
 

§ 5 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 4 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   
 

§ 6 
Hochschulgrad 

Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleiht die Rechtswissenschaftli-
che Fakultät nach § 66 Abs. 1 HG NRW den staatlich anerkannten Hochschulgrad 
eines „Master of Laws“, abgekürzt „LL.M.“. 
 

§ 7 
Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

Die acht Klausuren müssen ebenso wie die Masterarbeit mindestens mit der Note 
„rite“ (4,0) bewertet worden sein. Darüber hinaus muss der/die Studierende an min-
destens 287 der 382 Unterrichtsstunden (75 %) teilgenommen haben. 
 

§ 8 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese 
Studienordnung zugewiesenen Aufgaben bildet die Rechtswissenschaftliche Fakultät 
einen Zulassungs- und Prüfungsausschuss, der sich aus vier an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster tätigen Hochschullehrern/Hochschullehrerinnen zu-
sammensetzt. Der Vorsitzende des Executive Boards kann an den Sitzungen des 
Ausschusses beratend teilnehmen. 
 
(2) Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbe-
reichsrat Rechtswissenschaften für die Dauer von drei Jahren gewählt. Wiederwahl 
ist zulässig. Der Ausschuss wählt seine/n Vorsitzende/n und den/die Stellvertreter/in. 
 
(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung 
zugewiesenen Aufgaben. 
 
(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 
 
(5) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Studienordnung eingehalten werden. Er ist insbesondere zuständig für die Ent-
scheidung über eingelegte Widersprüche. Der Ausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen.  
 
(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
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§ 9 
Executive Board 

(1) Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus dem 
Akademischen Leiter sowie weiteren Professoren/Professorinnen und Prakti-
kern/Praktikerinnen zusammensetzt. Es besteht die Möglichkeit, einen Studierenden 
in das Executive Board mit aufzunehmen. Das Executive Board ist für die Errichtung 
des Studiengangs zuständig, überwacht dessen Qualität und passt die Studienin-
halte an die aktuellen Entwicklungen und Bedürfnisse des Marktes an.  
 
(2) Insbesondere fallen folgende Punkte in die Zuständigkeit des Executive Boards:  
• die Akkreditierung des Studiengangs 
• die Pflege des Modulhandbuchs  
• die Prüfung der Inhalte des Studiengangs  
• die Beratung des akademischen Leiters bei der Auswahl der Dozenten/ 

Dozentinnen des Studiengangs. 
 
(3) Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. Es kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen. 
 
 

2. Abschnitt: Prüfungen 
 

§ 10 
Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich in studienbegleitende Modulprüfun-
gen und eine das Studium abschließende Masterarbeit (Masterthesis). 

 
§ 11 

Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
(1) Jedes der acht Module (§ 3 Abs. 5) wird mit einer schriftlichen Abschlussprüfung 
in Gestalt einer Klausur im Umfang von jeweils drei Zeitstunden abgeschlossen. In-
halt jeder dieser Modulprüfungen sind die in den Blockveranstaltungen behandelten 
sowie die in Heimarbeit erarbeiteten Studieninhalte.  
 
(2) In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die Prüfungskandidatinnen 
und -kandidaten die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im Be-
reich des wissenschaftlichen und praktischen Umgangs mit der Vielfalt der möglichen 
Fälle auf dem Gebiet des Immobilienwirtschaftsrechts besitzen. Der/die Prüfungs-
kandidat/in soll nachweisen, dass er/sie in den einzelnen Modulen über die für die 
Berufspraxis erforderlichen Sachkenntnisse verfügt, die Zusammenhänge der einzel-
nen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissen-
schaftliche Methoden und praktische Erfahrungen zur Problemlösung selbstständig 
anzuwenden. In den schriftlichen Abschlussprüfungen soll der/die Prüfungskandi-
dat/in zudem nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfs-
mitteln Themeninhalte des vorangegangenen Moduls einschließlich der in Heimarbeit 
selbst erarbeiteten Studieninhalte beherrscht. 
 
(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat 
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der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern 
oder dem Kandidaten/der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen 
in einer anderen Form zu erbringen. 
 
(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientie-
ren, die aufgrund des Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen 
sind.  

 
§ 12 

Prüfer/innen 
(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 
 
(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Prüfer/innen sind Professoren/Professorinnen und wissenschaftliche Mitarbei-
ter/innen, die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. Dozenten und Dozen-
tinnen aus der Praxis können Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftli-
ches oder wirtschaftswissenschaftliches Studium an einer Hochschule erfolgreich mit 
zumindest einem Staatsexamen, einer Diplom- oder einer Masterprüfung abge-
schlossen haben. 
 

§ 13 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 12 dieser Studienordnung 
zu bestellenden Prüfern/Prüferinnen bewertet.  
 
(2) Für die Bewertung der Klausuren sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 
2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-

chen Anforderungen liegt 
3,0 = cum laude = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht 
4,0 = rite = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-

derungen genügt 
5,0 = non rite = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt 
 
(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 kön-
nen durch Erhöhung oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte 
gebildet werden; die Noten 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 
 
(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit 
mindestens „rite“ (4,0) bewertet worden ist.  
 
(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zu-
geordneten ECTS-Punkte. 
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§ 14 
Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der 
Lage ist, ein rechtswissenschaftliches Problem aus dem Bereich „Real Estate Law“ in 
vorgegebener Zeit selbstständig zu bearbeiten. 
 
(2) Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zugeteilt. Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. 
 
(3) Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. Einer/Eine der 
Prüfer/innen ist zugleich Betreuer/in der Masterarbeit. 
 
(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 13 Abs. 2 bis 5 der Studienord-
nung entsprechend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert 
gebildet wird.  

 
§ 15 

Wiederholung von Prüfungsleistungen 
(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bewertet worden sind, können nicht 
wiederholt werden.  
 
(2) Erstmals nicht bestandene schriftliche Prüfungen können zweimal wiederholt 
werden. Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten Wiederholungsfall nicht mit 
mindestens „rite“ (4,0) bewertet, ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden. 
Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen keine weitere Wie-
derholungsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei Prüfern/Prüferinnen 
im Sinne des § 12 dieser Ordnung zu bewerten. 

 
§ 16 

Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bewertet, wenn der/die Prüfungs-
kandidat/in zu einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht erscheint. Über die 
Anerkennung eines triftigen Grundes entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Wenn der/die Kandidat/in nach Beginn der Prüfung von ihr zurücktritt, gilt die 
Prüfung als nicht bestanden.  
 
(3) Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen 
Prüfungstermin) schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit 
ist dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen. Der 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann bei Krankheit die Vorlage eines Attests 
eines/einer vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin ver-
langen. Erkennt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die Gründe an, wird dies 
dem Prüfungskandidaten/der Prüfungskandidatin mitgeteilt und ein neuer Termin 
festgesetzt.  
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(4) Versucht der/die Kandidat/in das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „non rite“ (5,0) bewertet. Die Feststellung wird 
von den jeweilig prüfenden oder Aufsicht führenden Personen getroffen und akten-
kundig gemacht. Im Wiederholungsfall kann der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss die gesamte Masterprüfung als für nicht bestanden erklären.  
 
(5) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils 
prüfenden oder Aufsicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Die betreffende Prü-
fungsaufgabe gilt in diesem Fall als mit „non rite“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden 
Fällen kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die gesamte Prüfung für nicht 
bestanden erklären. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. 
 

§ 17 
Gesamtnote 

(1) Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Ge-
samtnote gebildet. In diese Gesamtnote gehen die acht Abschlussklausuren mit ins-
gesamt 70 vom Hundert und das Ergebnis der Masterarbeit mit 30 vom Hundert ein.  
 
(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 

1. Das arithmetische Mittel der acht Klausuren wird errechnet. 
2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,7 multipliziert. 
3. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 
4. Die errechneten Werte für die Klausuren und die Masterarbeit werden addiert 

und der ermittelte Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem Komma 
ohne vorherige Rundung abgeschnitten. 

5. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 
bis 1,5    summa cum laude 
1,6 – 2,5   magna cum laude 
2,6 – 3,5   cum laude 
3,6 – 4,0   rite  

 
(3) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen ist. 
 

§ 18 
Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prü-
fungszeugnisses bekannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach-
träglich die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
 
(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 
 
(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
Eine Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.  
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§ 19 
Abschlusszeugnis und Urkunde 

(1) Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende 
Gesamtnote wird ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden 
des Zulassungs- und Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 
 
(2) Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit 
der die Rechtswissenschaftliche Fakultät den Hochschulgrad nach § 6 der Studien-
ordnung verleiht. Die Aushändigung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in 
zur Führung des genannten Hochschulgrades. Die Urkunde wird gesiegelt und von 
dem/der Dekan/in der Rechtswissenschaftlichen Fakultät unterzeichnet. 

 
§ 20 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prü-
fungsleistungen gewährt. Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Re-
gelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 
 
(2) Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des 
Masterzeugnisses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses ge-
nommen werden. Die Einsichtnahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH 
während der Geschäftszeiten. Der Zeitpunkt der Einsichtnahme wird dokumentiert. 
Eine etwaige Remonstration muss binnen zwei Wochen nach Einsichtnahme in die 
Prüfungsakten eingegangen sein. 
 
 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 21 
Aberkennung des akademischen Grades 

(1) Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich heraus-
stellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Eine 
Aberkennung des akademischen Grades nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren ab 
dem Datum des Prüfungszeugnisses ist ausgeschlossen. 
 
(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Studienordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntma-
chungen“ der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle 
Studierenden, die ab dem Sommersemester 2010 mit dem Studium beginnen. 
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A N H A N G 
 

S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 
 
Der Weiterbildungsstudiengang „Real Estate Law“ hat einen Umfang von 382 Unter-
richtsstunden (US) verteilt auf drei Semester. In fünfzehn Blockveranstaltungen wer-
den insgesamt acht Pflichtmodule behandelt. Im vierten Semester wird die Masterar-
beit geschrieben. 
 

Term Modul Inhalt US ECTS

1 1 Grundlagenveranstaltungen, Bau- und Architekten-
recht, Öffentliches Baurecht 47 5 

2 2 Maklerrecht und Vermietung 25  

3 2 
Geschäftsmodell des Projektentwicklers, Ökonomi-
sche Grundzüge der Immobilienfinanzierung, Darle-
hensverträge und Internationale Rechnungslegung 

25 5 

4 3 
Immobilien- und Unternehmensbewertung, Eigenka-
pitalunterlegung von Immobilienfinanzierungen, 
Securitisation 

25  

5 3 Strukturierte Immobilienfinanzierung und 
Non-Performing Loans 25 5 

6 4 Strukturierung der Transaktion und Asset Deal 20  
7 4 Share Deal und Due Diligence 25 5 

8 5 Ertragsteuerrecht, Umsatzsteuerrecht und Erb-
schaftsteuermodelle/Stiftungen 25  

9 5 Grunderwerbsteuerrecht, Besteuerung von Immobi-
lienfonds und Immobilien AGs 25 5 

10 6 Geschlossene Immobilienfonds, Immobilien AG, 
REITs, Development und Private Equity Funds 25  

11 6 Anlegerschutz und Offene Immobilienfonds 23 5 

12 7 
Portfoliokauf, Joint Ventures, Internationales Zivil-
verfahrensrecht/Internationales Privatrecht und 
Auslandsimmobilien 

25  

13 7 
Grundlagen des Konzernrechts, Corporate Real 
Estate Outsourcing/Sale and Leaseback, Immobilien 
im Konzern 

20 5 

14 8 Vergaberecht, Public Private Partnership (PPP) 25  

15 8 Erwerb von der Öffentlichen Hand/Privatisierung und 
Spezialimmobilien 22 5 

 
  Masterarbeit  20 

  Gesamt 382 60 
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_________________________________________________________________________ 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                     Die Rektorin 

         

                                  Prof. Dr. Ursula Nelles 

 
_________________________________________________________________________ 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                     Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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S T U D I E N O R D N U N G 

für den Masterstudiengang 
„Wirtschaftsrecht & Unternehmensstrukturierung“ 

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 
vom 15.05.2009 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW vom 16. November 2006, S. 
474) hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Studienordnung erlassen: 
 
Inhalt: 
 
1. Abschnitt: Allgemeines  
 
§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2  Ziel des Studiengangs  
§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 
§ 4 Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 
§ 6 Hochschulgrad 
§ 7  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 
§ 8  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 9  Executive Board 
 
2. Abschnitt: Prüfungen 
 
§ 10  Prüfungen 
§ 11  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
§ 12  Prüfer/innen 
§ 13 Bewertung von Prüfungsleistungen 
§ 14 Masterarbeit 
§ 15 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
§ 16 Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
§ 17 Gesamtnote 
§ 18 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 19 Abschlusszeugnis und Urkunde 
§ 20 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 21  Gasthörer 
§ 22 Aberkennung des akademischen Grades 
§ 23 Inkrafttreten 
 
A N H A N G: Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 
 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich  

(1) Die Studienordnung gilt für den Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Unter-
nehmensstrukturierung“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU).  
 
(2) Die Studienordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudien-
gangs. 
 

§ 2 
Ziel des Studiengangs 

(1) Der Studiengang „Wirtschaftsrecht & Unternehmensstrukturierung“ ist ein nicht-
konsekutiver Studiengang. Er wird vom Fachbereich Rechtswissenschaften ange-
boten. 
 
(2) Der Studiengang verfolgt das Ziel, Absolventinnen und Absolventen vertiefte 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts, der Unternehmensstrukturierung 
sowie des Steuerrechts zu vermitteln. Die Lehrveranstaltungen sollen wissenschaft-
lich und zugleich praxisorientiert gestaltet werden. Dieses Veranstaltungsangebot 
soll die Absolventen/innen für eine hoch qualifizierte Tätigkeit in einem beratenden 
Beruf auf wirtschafts- und steuerrechtlichem Gebiet befähigen. Geschult werden die 
Entwicklung von rechtsmethodischem und strategischem Denkvermögen und die 
dazu erforderlichen Umsetzungsfähigkeiten. Zudem sollen die Teilnehmer/innen 
rechtliche, steuerrechtliche und ökonomische Kenntnisse erwerben, die für eine Be-
ratertätigkeit und die Unternehmensstrukturierung erforderlich sind. Behandelt wer-
den darüber hinaus die entsprechenden Schnittstellen anderer Spezialgebiete sowie 
internationale Besonderheiten, welche für eine optimale Beratung und Strukturierung 
unerlässlich sind. 
 

§ 3 
Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) Die Regelstudienzeit im Studiengang „Wirtschaftsrecht & Unternehmensstruktu-
rierung“ einschließlich der Zeiten für die Anfertigung der Masterarbeit sowie für die 
Ablegung der Prüfungen umfasst vier Semester. Geht eine Teilnehmerin in Mutter-
schutzzeit oder beansprucht ein/e Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser 
Prüfungsordnung genannten Fristen und Termine um die für Mutterschutz und El-
ternzeit gesetzlich vorgesehene Dauer hinausgeschoben.  
 
(2) Weder Studienzeiten noch Studien- und Prüfungsleistungen, die ein/e Teilneh-
mer/in zuvor in einem rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studium erbracht 
hat, können im Rahmen des Studiengangs angerechnet werden. 
 
(3) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.  
 
(4) Der Studiengang beginnt jährlich zum Wintersemester. 
 
(5) Das Studium wird in Form von zweiundzwanzig Blockveranstaltungen durchge-
führt, die insgesamt 564 Unterrichtsstunden umfassen. Diese sind nach Maßgabe 
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des Studienverlaufsplans zu zehn Modulen zusammengefasst. Jedes Modul wird mit 
einer Prüfung gemäß §§ 10 ff. dieser Studienordnung abgeschlossen. 
 
(6) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbe-
gleitend absolvieren.  
 
(7) Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation 
System (ECTS) kontingentiert. Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis 
von Leistungen geknüpft, der durch die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen 
ist. Insgesamt erreichen die Studierenden im Rahmen des Studienprogramms 60 
ECTS-Punkte.  
 
(8) Der Ablauf des Studiums ergibt sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser 
Studienordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums bei-
gefügt ist. Der Studienverlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen 
Aufbau des Studiums dar. Er ermöglicht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb 
der vorgesehenen Studienzeiten. Dazu macht er detaillierte Angaben über die Lehr-
veranstaltungen und über die zeitliche Organisation des Studiums. Der Studienver-
laufsplan muss nicht zwingend eingehalten werden. 
 
(9) Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den 
einzelnen Blockveranstaltungen bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft 
werden. Neben den 564 Unterrichtsstunden erarbeiten die Studierenden auf der 
Grundlage von Lehrmaterialien selbst die weiteren Studieninhalte. 
 

§ 4 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Unternehmensstrukturierung“ kann 
zugelassen, wer 

1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-
denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt und 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 5 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 
 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
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(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 
(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 und 3 werden durch Vorlage der entspre-
chenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 
(6) Da einige Vorlesungsmaterialien sowie Teile von Vorlesungen ggf. in englischer 
Sprache verfasst sind bzw. gehalten werden, sind Englischkenntnisse hilfreich.  
 
(7) Im Falle des Vorliegens der Zulassungsvoraussetzungen erfolgt die Vergabe der 
Studienplätze nach Eingang des vorgesehenen Anmeldungsformulars samt beglau-
bigter Abschrift des Hochschulabschlusses bei der JurGrad gGmbH (Prioritätsprin-
zip).  
 

§ 5 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 4 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   
 

§ 6 
Hochschulgrad 

Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleiht die Rechtswissenschaftli-
che Fakultät nach § 66 Abs. 1 HG NRW den staatlich anerkannten Hochschulgrad 
eines „Master of Laws“, abgekürzt „LL.M.“. 
 

§ 7 
Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

Alle Modulprüfungsleistungen im Sinne der § 11 Abs. 1 dieser Ordnung müssen 
ebenso wie die Masterarbeit mindestens mit der Note „rite“ (4,0) bzw. „bestanden“ 
bewertet worden sein. Darüber hinaus muss der/die Studierende an mindestens 423 
der 564 Unterrichtsstunden (75 %) teilgenommen haben. 
 

§ 8 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese 
Studienordnung zugewiesenen Aufgaben bildet die Rechtswissenschaftliche Fakultät 
einen Zulassungs- und Prüfungsausschuss, der sich aus vier an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster tätigen Hochschullehrern/Hochschullehrerinnen zu-
sammensetzt. Der Vorsitzende des Executive Boards kann an den Sitzungen des 
Ausschusses beratend teilnehmen. 
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(2) Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbe-
reichsrat Rechtswissenschaften für die Dauer von drei Jahren gewählt. Wiederwahl 
ist zulässig. Der Ausschuss wählt seine/n Vorsitzende/n und den/die Stellvertreter/in. 
 
(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung 
zugewiesenen Aufgaben. 
 
(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 
 
(5) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Studienordnung eingehalten werden. Er ist insbesondere zuständig für die Ent-
scheidung über eingelegte Widersprüche. Der Ausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen.  
 
(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 9 
Executive Board 

(1) Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus 
dem/den Akademischen Leiter/n sowie weiteren Professoren/Professorinnen und 
Praktikern/Praktikerinnen zusammensetzt. Es besteht die Möglichkeit, einen Studie-
renden in das Executive Board mit aufzunehmen. Das Executive Board ist für die 
Errichtung des Studiengangs zuständig, überwacht dessen Qualität und passt die 
Studieninhalte an die aktuellen Entwicklungen und Bedürfnisse des Marktes an.  
 
(2) Insbesondere fallen folgende Punkte in die Zuständigkeit des Executive Boards:  
• die Akkreditierung des Studiengangs 
• die Pflege des Modulhandbuchs  
• die Prüfung der Inhalte des Studiengangs  
• die Beratung des akademischen Leiters bei der Auswahl der Dozenten/ 

Dozentinnen des Studiengangs. 
 
(3) Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. Es kann die Erledigung seiner 
Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n übertragen. 
 
 

2. Abschnitt: Prüfungen 
 

§ 10 
Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich in studienbegleitende Modulprüfun-
gen und eine das Studium abschließende Masterarbeit (Masterthesis). 

 
§ 11 

Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 
(1) Jedes der zehn Module (§ 3 Abs. 5) schließt mit einer Prüfung ab. Dabei werden 
den Studierenden sieben Abschlussprüfungen in Form von sieben Klausuren, eine 
Präsentation, ein Kurzgutachtens in Form eines Memos sowie ein Planspiel gestellt. 
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Die Klausuren haben einen Umfang von jeweils drei Zeitstunden. Für die Ausarbei-
tung des Memos stehen den Teilnehmern/innen zwei Wochen zur Verfügung. Inhalt 
jeder dieser Modulprüfungen sind die in den Blockveranstaltungen behandelten so-
wie die in Heimarbeit erarbeiteten Studieninhalte. 
 
(2) In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die Prüfungskandidatinnen 
und -kandidaten die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im Be-
reich des wissenschaftlichen und praktischen Umgangs mit der Vielfalt der möglichen 
Fälle auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts und der Unternehmensstrukturierung 
besitzen. Der/die Prüfungskandidat/in soll nachweisen, dass er/sie in den einzelnen 
Modulen über die für die Berufspraxis erforderlichen Sachkenntnisse verfügt, die Zu-
sammenhänge der einzelnen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt und die 
Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und praktische Erfahrungen zur Pro-
blemlösung selbstständig anzuwenden. In den schriftlichen Abschlussprüfungen soll 
der/die Prüfungskandidat/in zudem nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit und 
mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhalte des vorangegangenen Moduls einschließ-
lich der in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studieninhalte beherrscht. Die Ausarbeitung 
der Kurzgutachtens in Form eines Memos soll die Studierenden auf die Anfertigung 
der Masterarbeit vorbereiten. Die mündliche Präsentation wird am Vortag unter An-
leitung vorbereitet. Die Studierenden werden mit den notwendigen Präsentations-
techniken vertraut gemacht. Sie hat zum Ziel, den Studierenden zu vermitteln, Ar-
beitsergebnisse kompetent zu präsentieren. Das Planspiel soll zeigen, dass die Stu-
dierenden den Ablauf einer Unternehmensstrukturierung verinnerlicht haben und die 
Strukturierung zu einem für die Mandanten guten Ergebnis führen kann. 
 
(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat 
der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern 
oder dem Kandidaten/der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen 
in einer anderen Form zu erbringen. 
 
(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientie-
ren, die aufgrund des Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen 
sind.  

 
§ 12 

Prüfer/innen 
(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 
 
(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Prüfer/innen sind Professoren/Professorinnen und wissenschaftliche Mitarbei-
ter/innen, die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. Dozenten und Dozen-
tinnen aus der Praxis können Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftli-
ches oder wirtschaftswissenschaftliches Studium an einer Hochschule erfolgreich mit 
zumindest einem Staatsexamen, einer Diplom- oder einer Masterprüfung abge-
schlossen haben. 
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§ 13 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 12 dieser Studienordnung 
zu bestellenden Prüfern/Prüferinnen bewertet.  
 
(2) Für die Bewertung der Klausuren sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 
2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-

chen Anforderungen liegt 
3,0 = cum laude = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht 
4,0 = rite = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-

derungen genügt 
5,0 = non rite = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt 
 
Sonstige Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewer-
tet.  
 
(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 S. 1 
können durch Erhöhung oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte 
gebildet werden; die Noten 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 
 
(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit 
mindestens „rite“ (4,0) bzw. als „bestanden“ bewertet worden ist.  
 
(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zu-
geordneten ECTS-Punkte. 
 

§ 14 
Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der 
Lage ist, ein rechtswissenschaftliches Problem aus dem Bereich „Wirtschaftsrecht & 
Unternehmensstrukturierung“ in vorgegebener Zeit selbstständig zu bearbeiten. 
 
(2) Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zugeteilt. Die Bearbeitungszeit beträgt drei Monate. 
 
(3) Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. Einer/Eine der 
Prüfer/innen ist zugleich Betreuer/in der Masterarbeit. 
 
(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 13 Abs. 2 bis 5 der Studienord-
nung entsprechend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert 
gebildet wird.  

 
§ 15 

Wiederholung von Prüfungsleistungen 
(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bzw. als „bestanden“ bewertet worden 
sind, können nicht wiederholt werden.  
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(2) Erstmals nicht bestandene schriftliche Prüfungen können zweimal wiederholt 
werden. Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten Wiederholungsfall nicht mit 
mindestens „rite“ (4,0) bzw. „bestanden“ bewertet, ist die Masterprüfung endgültig 
nicht bestanden. Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen 
keine weitere Wiederholungsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei 
Prüfern/Prüferinnen im Sinne des § 12 dieser Ordnung zu bewerten. 

 
§ 16 

Versäumnis, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bzw. als „nicht bestanden“ be-
wertet, wenn der/die Prüfungskandidat/in zu einem Prüfungstermin ohne triftigen 
Grund nicht erscheint. Über die Anerkennung eines triftigen Grundes entscheidet der 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prü-
fungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Wenn der/die Kandidat/in nach Beginn der Prüfung von ihr zurücktritt, gilt die 
Prüfung als nicht bestanden.  
 
(3) Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen 
Prüfungstermin) schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit 
ist dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen. Der 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann bei Krankheit die Vorlage eines Attests 
eines/einer vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin ver-
langen. Erkennt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die Gründe an, wird dies 
dem Prüfungskandidaten/der Prüfungskandidatin mitgeteilt und ein neuer Termin 
festgesetzt.  
 
(4) Versucht der/die Kandidat/in das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „non rite“ (5,0) bzw. als „nicht bestanden“ be-
wertet. Die Feststellung wird von den jeweilig prüfenden oder Aufsicht führenden 
Personen getroffen und aktenkundig gemacht. Im Wiederholungsfall kann der Zulas-
sungs- und Prüfungsausschuss die gesamte Masterprüfung als für nicht bestanden 
erklären.  
 
(5) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils 
prüfenden oder Aufsicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Die betreffende Prü-
fungsaufgabe gilt in diesem Fall als mit „non rite“ (5,0) bzw. als „nicht bestanden“ 
bewertet. In schwerwiegenden Fällen kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
die gesamte Prüfung für nicht bestanden erklären. Die Gründe für den Ausschluss 
sind aktenkundig zu machen. 
 

§ 17 
Gesamtnote 

(1) Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Ge-
samtnote gebildet. In diese Gesamtnote gehen die sieben Abschlussklausuren mit 
insgesamt 70 vom Hundert und das Ergebnis der Masterarbeit mit 30 vom Hundert 
ein.  
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(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 
1. Das arithmetische Mittel der sieben Klausuren wird errechnet. 
2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,7 multipliziert. 
3. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 
4. Die errechneten Werte für die Klausuren und die Masterarbeit werden addiert 

und der ermittelte Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem Komma 
ohne vorherige Rundung abgeschnitten. 

5. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 
bis 1,5    summa cum laude 
1,6 – 2,5   magna cum laude 
2,6 – 3,5   cum laude 
3,6 – 4,0   rite  

 
(3) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen ist. 
 

§ 18 
Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prü-
fungszeugnisses bekannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach-
träglich die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
 
(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 
 
(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
Eine Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 
 

§ 19 
Abschlusszeugnis und Urkunde 

(1) Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende 
Gesamtnote wird ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden 
des Zulassungs- und Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 
 
(2) Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit 
der die Rechtswissenschaftliche Fakultät den Hochschulgrad nach § 6 der Studien-
ordnung verleiht. Die Aushändigung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in 
zur Führung des genannten Hochschulgrades. Die Urkunde wird gesiegelt und von 
dem/der Dekan/in der Rechtswissenschaftlichen Fakultät unterzeichnet. 

 
§ 20 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prü-
fungsleistungen gewährt. Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Re-
gelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW. 
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(2) Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des 
Masterzeugnisses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses ge-
nommen werden. Die Einsichtnahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH 
während der Geschäftszeiten. Der Zeitpunkt der Einsichtnahme wird dokumentiert. 
Eine etwaige Remonstration muss binnen zwei Wochen nach Einsichtnahme in die 
Prüfungsakten eingegangen sein. 
 
 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 21 
Gasthörer 

(1) Bewerber/innen, die einzelne Lehrveranstaltungen besuchen wollen, können als 
Gasthörer/innen im Rahmen der vorhandenen Studienmöglichkeiten zugelassen 
werden. Der Nachweis der Qualifikation nach § 4 Abs. 1 dieser Studienordnung ist 
nicht erforderlich.  
 
(2) Gasthörer können zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen zugelassen werden, 
sofern ihre Vorbildung eine Teilnahme als sinnvoll erscheinen lässt. Die Teilnahme 
an Prüfungen und die Erbringung von Leistungsnachweisen ist ausgeschlossen. Auf 
Antrag bestätigt der akademischen Leiter dem/der Gasthörer/in die Teilnahme mit 
einem Zertifikat.  
 
(3) Die Gasthörerschaft ist gebührenpflichtig. 
 

§ 22 
Aberkennung des akademischen Grades 

(1) Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich heraus-
stellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Eine 
Aberkennung des akademischen Grades nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren ab 
dem Datum des Prüfungszeugnisses ist ausgeschlossen. 
 
(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

Diese Studienordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntma-
chungen“ der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle 
Studierenden, die ab dem Wintersemester 2009/2010 mit dem Studium beginnen. 
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A N H A N G:  S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 
 
Der Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Unternehmensstrukturierung“ hat einen 
Umfang von 564 Unterrichtsstunden (US) verteilt auf drei Semester. In zweiund-
zwanzig Blockveranstaltungen werden insgesamt zehn Pflichtmodule behandelt. Im 
vierten Semester wird die Masterarbeit geschrieben. 
 

Term Modul Inhalt US ECTS

1 1 Einführungsveranstaltungen, Recht der 
Kapitalgesellschaften I – GmbH 49  

2 1 Recht der Kapitalgesellschaften II – GmbH 25 5 
3 2 Recht der Kapitalgesellschaften III – AG  20  
4 2 Recht der Kapitalgesellschaften IV - AG/KGaA 25 4 
5 3 Internationales Gesellschaftsrecht 20  

6 3 Personengesellschaften und mittelbare 
Unternehmensbeteiligungen 25  

7 3 Konzernrecht  15 5 

8 4 Kapitalmarktrecht, Europäisches und Deutsches 
Kartellrecht  30  

9 4 Insolvenzrecht, Wirtschaftsstrafrecht 25  
10 4 Vergaberecht 25 6 

11 5 Einkommensbesteuerung, Unternehmensbesteu-
erung (Kapitalgesellschaften, Gewerbesteuerrecht) 30  

12 5 Unternehmensbesteuerung (Personengesellschaf-
ten), Umsatzsteuer 25 4 

13 6 Besteuerungsverfahren, Buchführung 25  

14 6 Buchführung und Bilanz, Internationale Rechnungs-
legung, Konzernrechnungslegung 30 4 

15 7 Kauf und Restrukturierung von Unternehmen 25  

16 7 Finanzierung - Kredit und Kreditbesicherung, Venture 
Capital 25 4 

17 8 Arbeitsrecht 20  
18 8 Betriebliche Altersversorgung 20 3 

19 9 Internationale und Europäische Unternehmensbe-
steuerung 25  

20 9 Investitions- und Finanzierungsrechnung, Steuerbi-
lanzpolitik 25 4 

21 10 Umwandlungen und Umstrukturierungen, einschl. 
Grunderwerbsteuer 25  

22 10 Unternehmensnachfolge im Zivil- und Steuerrecht 30 4 

 
  Masterarbeit  17 

  Gesamt 564 60 
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_________________________________________________________________________ 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                     Die Rektorin 

         

                                   Prof. Dr. Ursula Nelles 

 
_________________________________________________________________________ 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                     Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Z U L A S S U N G S O R D N U N G 
für den Weiterbildungsstudiengang 

„Real Estate Law“ 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

vom 15.05.2009 
 
Die Rechtswissenschaftliche der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster hat auf der Grundlage 
von § 4 Abs. 6 der Studienordnung des Weiterbildungsstudiengangs „Real Estate Law“ nachfolgende 
Zulassungsordnung erlassen. 
 
Inhalt: 
 
§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2 Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 3  Zulassungsvoraussetzungen 
§ 4  Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 
§ 5  Anmeldung und Fristen  
§ 6 Auswahlverfahren 
§ 7 Auswahlkriterien 
§ 8  Rangliste 
§ 9  Abschluss des Auswahlverfahrens 
§ 10 Inkrafttreten 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich 

Diese Zulassungsordnung regelt die Auswahl und Zulassung der Bewerber/innen 
zum Masterstudiengang „Real Estate Law“ an der Westfälischen Wilhelms-Universi-
tät Münster (WWU). 
 

§ 2 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

Über die Zulassung (§§ 3 bis 5) sowie die Auswahl (§§ 6 bis 9) der Bewerber/innen 
entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 8 der Studien-
ordnung für den Weiterbildungsstudiengang „Real Estate Law“. 
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§ 3  
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Weiterbildungsstudiengang „Real Estate Law“ kann zugelassen werden, wer 
1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-

denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 4 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können, und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
verfügt. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 

 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
 
(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 
(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 4 werden durch Vorlage 
der entsprechenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 

§ 4 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 3 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   
 
 

§ 5 
Anmeldung und Fristen 

(1) Die Anmeldung samt den erforderlichen Bewerbungsunterlagen muss bis zum 
15. Februar eines jeden Jahres, in dem das Studium beginnt, bei der JurGrad 
gGmbH eingegangen sein. 
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(2) Die Anmeldung hat auf dem von der JurGrad gGmbH vorgesehenen Formular zu 
erfolgen. 
 
(3) Der Anmeldung sind beizufügen: 

- eine beglaubigte Abschrift des Hochschulabschlusses  
- Nachweise über das Vorliegen einschlägiger Berufserfahrung 
- eine Darstellung des bisherigen Werdeganges  

 
§ 6 

Auswahlverfahren 
(1) Das Auswahlverfahren wird eingeleitet, wenn die Anzahl der ordnungsgemäß 
eingegangenen Bewerbungen die Anzahl der zu vergebenden Studienplätze über-
steigt. 
 
(2) Das Verfahren soll Aufschluss über die besondere Eignung, Befähigung und über 
fachliche Vorleistungen des Bewerbers/der Bewerberin geben.  
 
(3) Bewerber/innen, welche die Bewerbungsfrist versäumt oder die Bewerbung nicht 
mit den erforderlichen Unterlagen eingereicht haben, nehmen am Auswahlverfahren 
nicht teil. 
 
(4) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss trifft unter den ordnungsgemäß einge-
gangen Bewerbungen auf der Grundlage der eingereichten Unterlagen eine Auswahl 
anhand der in § 7 genannten Auswahlkriterien und erstellt eine Rangliste gemäß § 8. 
 

§ 7 
Auswahlkriterien 

Bei der Erstellung einer Rangliste der Bewerber sind folgende Kriterien zu berück-
sichtigen: 

1. Art des ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses; 
2. Note des Universitäts- bzw. Fachhochschulabschlusses, eines dem Fach-

hochschulabschluss gleichgestellten oder eines bei einer staatlich anerkann-
ten privaten Hochschule abgelegten Abschlusses; 

3. Dauer und studiengangbezogene Relevanz der nach dem Hochschulab-
schluss erworbenen Berufserfahrung; 

4. folgende besondere Auswahlkriterien: 
- für Wirtschaftswissenschaftler/innen: juristische Vorkenntnisse und juristi-

sche Schwerpunktfächer im Rahmen der Ausbildung, 
- für Juristen/Juristinnen: ökonomische Vorkenntnisse und ökonomische 

Schwerpunktfächer im Rahmen der Ausbildung, 
- Promotion oder andere Titel, Auszeichnungen oder sonstige hervorragende 

Leistungen auf einem für den Studiengang einschlägigen Fachgebiet, 
- abgeschlossene Berufsausbildung in einem der studienrelevanten Fächer, 
- andere, mit dem Studiengang nicht in Zusammenhang stehende Berufser-

fahrungen. 
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§ 8 
Rangliste 

(1) Durch jedes Mitglied der Auswahlkommission werden für jeden/jede Bewerber/in 
für jedes der vier Kriterien nach § 7 dieser Ordnung Punkte von 1,0 bis 5,0 vergeben.  
 
(2) Aus der Summe der von den einzelnen Mitgliedern vergebenen Punkte wird pro 
Kriterium das arithmetische Mittel bis auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma be-
rechnet. Es wird nicht gerundet.  

 
(3) Punktzahlen nach § 7 Nr. 1 und 2 werden addiert und mit dem Faktor 2 multipli-
ziert. Sodann wird das Ergebnis mit der Punktzahl gemäß § 7 Nr. 3 und 4 addiert.  
 
(4) Auf der Grundlage der so ermittelten Punktzahl wird unter allen Bewer-
bern/Bewerberinnen eine Rangliste (von der höchsten bis zur niedrigsten Punktzahl) erstellt. 
Die Vergabe der Studienplätze erfolgt entsprechend der Rangliste. Bei Ranggleichheit 
entscheidet das Los.  

§ 9 
Abschluss des Auswahlverfahrens 

Das Auswahlverfahren wird durch einen vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
erteilten Zulassungsbescheid abgeschlossen.  
 

§ 10 
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amltichen 
Bekanntmachungen (AB Uni) in Kraft und gilt für alle Studierenden, die ab dem 
Sommersemester 2010 mit dem Studium beginnen. 
 
_________________________________________________________________________ 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                    Die Rektorin 

         

                                   Prof. Dr. Ursula Nelles 

_________________________________________________________________________ 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                    Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Z U L A S S U N G S O R D N U N G 
für den Weiterbildungsstudiengang 

„Versicherungsrecht“ 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

vom 15.05.2009 
 
Die Rechtswissenschaftliche der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster hat auf der Grundlage 
von § 4 Abs. 6 der Studienordnung des Weiterbildungsstudiengangs „Versicherungsrecht“ 
nachfolgende Zulassungsordnung erlassen. 
 
Inhalt: 
 
§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 
§ 2 Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
§ 3  Zulassungsvoraussetzungen 
§ 4  Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 
§ 5  Anmeldung und Fristen  
§ 6 Auswahlverfahren 
§ 7 Auswahlkriterien 
§ 8  Rangliste 
§ 9  Abschluss des Auswahlverfahrens 
§ 10 Inkrafttreten 

§ 1 
Inhalt und Anwendungsbereich 

Diese Zulassungsordnung regelt die Auswahl und Zulassung der Bewerber/innen 
zum Masterstudiengang „Versicherungsrecht“ an der Westfälischen Wilhelms-Uni-
versität Münster (WWU). 
 

§ 2 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

Über die Zulassung (§§ 3 bis 5) sowie die Auswahl (§§ 6 bis 9) der Bewerber/innen 
entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 8 der Studien-
ordnung für den Weiterbildungsstudiengang „Versicherungsrecht“. 
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§ 3 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zum Weiterbildungsstudiengang „Versicherungsrecht“ kann zugelassen werden, 
wer 

1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebun-
denen Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zustän-
digen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deut-
schen Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Ba-
chelorprüfung erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studien-
gangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter 
den in § 4 angeführten Voraussetzungen aufgrund beruflicher Qualifikations-
leistungen angerechnet werden können, und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
verfügt. 

 
(2) Bewerber/innen mit einem Fachhochschul- oder Bachelorabschluss müssen ihr 
Erststudium mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen haben. Der Zulassungs- 
und Prüfungsausschuss kann Ausnahmen zulassen. 

 
(3) Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse 
an einer ausländischen Hochschule gleich. Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 
 
(4) Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 nicht an 
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie 
die deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 12 HG 
NRW). 
 
(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 4 werden durch Vorlage 
der entsprechenden Zeugnisse und Bescheinigungen nachgewiesen. 
 

§ 4 
Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von 
einem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht 
worden sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 3 Nr. 2 geforderten 240 ECTS-
Punkte anrechnen. Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des 
Studiengangs in Zusammenhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. Die An-
rechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 
pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt.   
 

§ 5 
Anmeldung und Fristen 

(1) Die Anmeldung samt den erforderlichen Bewerbungsunterlagen muss bis zum 
15. Februar eines jeden Jahres, in dem das Studium beginnt, bei der JurGrad 
gGmbH eingegangen sein. 
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(2) Die Anmeldung hat auf dem von der JurGrad gGmbH vorgesehenen Formular zu 
erfolgen. 
 
(3) Der Anmeldung sind beizufügen: 

- eine beglaubigte Abschrift des Hochschulabschlusses  
- Nachweise über das Vorliegen einschlägiger Berufserfahrung 
- eine Darstellung des bisherigen Werdeganges  

 
§ 6 

Auswahlverfahren 
(1) Das Auswahlverfahren wird eingeleitet, wenn die Anzahl der ordnungsgemäß 
eingegangenen Bewerbungen die Anzahl der zu vergebenden Studienplätze über-
steigt. 
 
(2) Das Verfahren soll Aufschluss über die besondere Eignung, Befähigung und über 
fachliche Vorleistungen des Bewerbers/der Bewerberin geben.  
 
(3) Bewerber/innen, welche die Bewerbungsfrist versäumt oder die Bewerbung nicht 
mit den erforderlichen Unterlagen eingereicht haben, nehmen am Auswahlverfahren 
nicht teil. 
 
(4) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss trifft unter den ordnungsgemäß einge-
gangen Bewerbungen auf der Grundlage der eingereichten Unterlagen eine Auswahl 
anhand der in § 7 genannten Auswahlkriterien und erstellt eine Rangliste gemäß § 8. 
 

§ 7 
Auswahlkriterien 

Bei der Erstellung einer Rangliste der Bewerber sind folgende Kriterien zu berück-
sichtigen: 

1. Art des ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses; 
2. Note des Universitäts- bzw. Fachhochschulabschlusses, eines dem Fach-

hochschulabschluss gleichgestellten oder eines bei einer staatlich anerkann-
ten privaten Hochschule abgelegten Abschlusses; 

3. Dauer und studiengangbezogene Relevanz der nach dem Hochschulab-
schluss erworbenen Berufserfahrung; 

4. folgende besondere Auswahlkriterien: 
- für Wirtschaftswissenschaftler/innen: juristische Vorkenntnisse und juristi-

sche Schwerpunktfächer im Rahmen der Ausbildung, 
- für Juristen/Juristinnen: ökonomische Vorkenntnisse und ökonomische 

Schwerpunktfächer im Rahmen der Ausbildung, 
- Promotion oder andere Titel, Auszeichnungen oder sonstige hervorragende 

Leistungen auf einem für den Studiengang einschlägigen Fachgebiet, 
- abgeschlossene Berufsausbildung in einem der studienrelevanten Fächer, 
- andere, mit dem Studiengang nicht in Zusammenhang stehende Berufser-

fahrungen. 
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§ 8 
Rangliste 

(1) Durch jedes Mitglied der Auswahlkommission werden für jeden/jede Bewerber/in 
für jedes der vier Kriterien nach § 7 dieser Ordnung Punkte von 1,0 bis 5,0 vergeben.  
 
(2) Aus der Summe der von den einzelnen Mitgliedern vergebenen Punkte wird pro 
Kriterium das arithmetische Mittel bis auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma be-
rechnet. Es wird nicht gerundet.  

 
(3) Punktzahlen nach § 7 Nr. 1 und 2 werden addiert und mit dem Faktor 2 multipli-
ziert. Sodann wird das Ergebnis mit der Punktzahl gemäß § 7 Nr. 3 und 4 addiert.  
 
(4) Auf der Grundlage der so ermittelten Punktzahl wird unter allen Bewer-
bern/Bewerberinnen eine Rangliste (von der höchsten bis zur niedrigsten Punktzahl) erstellt. 
Die Vergabe der Studienplätze erfolgt entsprechend der Rangliste. Bei Ranggleichheit 
entscheidet das Los.  

§ 9 
Abschluss des Auswahlverfahrens 

Das Auswahlverfahren wird durch einen vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss 
erteilten Zulassungsbescheid abgeschlossen.  
 

§ 10 
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in en Amtlichen 
Bekanntmachungen (AB Uni) in Kraft und gilt für alle Studierenden, die ab dem 
Sommersemester 2010 mit dem Studium beginnen. 
 
_________________________________________________________________________ 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät vom 21.04.2009. 
 
Münster, den 15.05.2009                                                                     Die Rektorin 

         

                                Prof. Dr. Ursula Nelles 

_________________________________________________________________________ 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15.05.2009                                      Die Rektorin  

         
                        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Ordnung über das Auslaufen des Diplomstudiengangs Chemie 

vom 04. Mai 2009 

Aufgrund des § 64 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz –HG) in der Fassung des Hochschulfreiheitsgesetzes vom 1. Januar 
2007 ( GV. NRW. 474) in Verbindung mit § 6 Abs. 1 der Verordnung zur Sicherung der Aufgaben im 
Hochschulbereich und zur Umsetzung der Studienstrukturreform (Studienstrukturreform VO) in 
der Fassung vom 28. 10. 2007 (GV. NRW. 477) hat die Westfälische  Wilhelms-Universität die 
folgende Ordnung erlassen: 

 

§  1 

Regelungen zum Auslaufen des Diplomstudiengangs Chemie 

(1) Der Diplomstudiengang Chemie wird mit Wirkung zum 31.03.2016 aufgehoben. 

(2) Lehrveranstaltungen des Grundstudiums werden bis einschließlich SS 2008 angeboten. 

(3) Der Antrag auf erstmalige Zulassung zur ersten Diplom-Vorprüfung kann letztmals am  
30.09.2009 gestellt werden. 

(4) Meldungen zu Wiederholungsprüfungen im Rahmen der Diplom-Vorprüfung können 
letztmals am 30.06.2011 erfolgen. 

(5) Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung einschließlich Wiederholungsprüfungen und 
Prüfungsleistungen nach einem Rücktritt können letztmals am. 31.10.2011 abgelegt 
werden. 

(6) Lehrveranstaltungen des Hauptstudiums werden bis einschließlich WS 2010/2011 
angeboten.  

(7) Der Antrag auf erstmalige Zulassung zur Diplomprüfung kann letztmals am 31.03.2013 
gestellt werden. 

(8) Meldungen zu Wiederholungsprüfungen im Rahmen der Diplomprüfung können letztmals 
am 30.09.2014 erfolgen. 

(9) Prüfungsleistungen der Diplomprüfung einschließlich Wiederholungsprüfungen und 
Prüfungsleistungen nach einem Rücktritt oder Inanspruchnahme eines Freiversuchs 
können letztmals am 31.12.2014 abgelegt werden. Absätze 10  und 11 bleiben unberührt.  

(10)  Ein Thema für die Diplomarbeit wird letztmals ausgegeben am 21.01.2015. 

(11)  Ein Thema für die Wiederholung der Diplomarbeit wird letztmals  ausgegeben  am 
15.09.2015. 
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§ 2  

In- Kraft-Treten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung  in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft. 

 
 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Chemie und 
Pharmazie der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 17. Dezember 2008. 

 

Münster, den 04. Mai 2009         Die Rektorin 

                   

         Prof. Dr. Ursula Nelles 

 

 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 

 

Münster, den 04. Mai 2009          Die Rektorin 

                   

         Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Ordnung über das Auslaufen des Diplomstudiengangs “Niederlande-Deutschland-
Studien“ vom 23. März 2004 

vom 15. Mai 2009 
 
 

Aufgrund des § 64 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz –HG) in der Fassung des Hochschulfreiheitsgesetzes vom 1. Januar 
2007 ( GV. NRW. 474) in Verbindung mit § 6 Abs. 1 der Verordnung zur Sicherung der Aufgaben im 
Hochschulbereich und zur Umsetzung der Studienstrukturreform (Studienstrukturreform VO) in 
der Fassung vom 28. 10. 2007 (GV. NRW. 477) hat die Westfälische  Wilhelms-Universität die 
folgende Ordnung erlassen: 

 
 

§  1 
Regelungen zum Auslaufen des Diplomstudiengangs  

„Niederlande-Deutschland-Studien“ 
 

(1) Der Diplomstudiengang Niederlande-Deutschland-Studien wird mit Wirkung zum 

30.09.2011 aufgehoben. 

(2) Lehrveranstaltungen des Grundstudiums werden bis einschließlich 30.09.2009 

angeboten. 

(3) Lehrveranstaltungen des Hauptstudiums werden bis einschließlich 31.03.2011 

angeboten.  

(4) Der Antrag auf erstmalige Zulassung zur Diplomarbeit kann letztmals am 01.10.2010 

gestellt werden. 

(5) Ein Thema für die Diplomarbeit wird letztmals ausgegeben am 01.04.2011. 
 

 
§ 2  

In- Kraft-Treten 
 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung  in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Geschichte / 
Philosophie vom 20. April 2009. 
 
Münster, den 15. Mai 2009 
    Die Rektorin 

  
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie 
Bekanntmachungen von Satzungen vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt geändert am 
23.12.1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 15. Mai 2009    Die Rektorin 

  
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Satzung 
der Westfälischen Wilhelms-Universität 

für das Auswahlverfahren im Studiengang Medizin 
für das Wintersemester 2009/2010 

und das Sommersemester 2010 
vom 11. Mai 2009 

 
§ 1  Anwendungsbereich 

Die Westfälische Wilhelms-Universität vergibt im Studiengang Medizin 60 Prozent 
der nach Abzug der Vorabquoten verbleibenden Studienplätze nach Maßgabe des 
nachstehenden Auswahlverfahrens. 

 
§ 2  Fristen 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Studium im Studiengang Medizin an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität ist bei der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen beziehungsweise  deren Rechtsnachfolgerin  zu stellen. Er muss 
 
1. für das Wintersemester 2009/2010, wenn die Hochschulzugangsbe-

rechtigung vor dem 16. Januar 2009 erworben wurde, bis zum 31. Mai 2009, 
andernfalls bis zum 15. Juli 2009, 

2. für das Sommersemester 2010 bis zum 15. Januar 2010 
 

bei der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen beziehungsweise deren 
Rechtsnachfolgerin  eingegangen sein (Ausschlussfristen). 

 
 (2) Vom Auswahlverfahren ist ausgeschlossen, wer die Frist gemäß Absatz 1 

versäumt. Die Bestimmungen über die Möglichkeit zur nachträglichen Einreichung 
von Unterlagen bleiben unberührt. 

 
§ 3  Form des Antrags 

Der Antrag ist in der von der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
beziehungsweise deren Rechtsnachfolgerin bestimmten Form zu stellen. Ihm sind 
die von der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen  beziehungsweise 
deren Rechtsnachfolgerin bestimmten Unterlagen beizufügen. 

 
§ 4  Auswahlverfahren 

Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer 
 

1. sich frist- und formgerecht beworben hat, 
 
2. nicht von der Teilnahme ausgeschlossen ist  und 
 
3. die Westfälische Wilhelms-Universität Münster in erster Ortspräferenz für das 

Auswahlverfahren angegeben hat. 
 
§ 5 Auswahlkriterien 

(1) Die Auswahl erfolgt aufgrund einer Rangliste, die von der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen beziehungsweise deren Rechtsnachfolgerin nach Maßgabe des 
Grades der Qualifikation der Bewerberinnen/Bewerber  erstellt wird. 

 
(2)Bewerberinnen/Bewerber, die hiernach von der Westfälischen Wilhelms-Universität 
zugelassen werden sollen, und die auch von einer oder mehreren anderen Hochschulen 
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zugelassen werden sollen, haben ein Wahlrecht nach Maßgabe der einschlägigen 
rechtlichen Regelungen. 

 
(3)Im Falle der Ranggleichheit von Bewerberinnen/Bewerbern erfolgt die Auswahl, 
unbeschadet entgegenstehender gesetzlicher Regelungen, durch Los. 
 
§ 6 Bescheidung der Bewerberinnen/Bewerber 
Über das Ergebnis des Auswahlverfahrens erhalten die Bewerberinnen/Bewerber einen 
schriftlichen Zulassungsbescheid. Dieser wird von der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen beziehungsweise deren Rechtsnachfolgerin im Namen und im Auftrag der 
Westfälischen Wilhelms-Universität erteilt. 
 
§ 7 Nachrückverfahren 
Für die Vergabe verfügbar gebliebener oder werdender Studienplätze im Rahmen eines 
Nachrückverfahrens gelten die einschlägigen rechtlichen Bestimmungen. Die im Rahmen 
des Nachrückverfahrens ergehenden Zulassungsbescheide erteilt die Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen beziehungsweise deren Rechtsnachfolgerin im Namen und 
im Auftrag der Westfälischen Wilhelms-Universität. 
 
§ 8 Losentscheid 
Nach Abschluss des Nachrückverfahrens vergibt die Westfälische Wilhelms-Universität 
noch verfügbare oder verfügbar werdende Studienplätze durch Los. 
 
§ 9 In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Medizinischen Fakultät 
vom 21. April 2009. 
 
Münster, den 11. Mai 2009 
 Die Rektorin 

  
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-
Universität über die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen 
sowie Bekanntmachungen von Satzungen vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt 
geändert am 23.12.1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 11. Mai 2009 Die Rektorin 

  
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Ordnung über das Auslaufen des Diplomstudiengangs Wirtschaftschemie 

vom 04. Mai 2009 

Aufgrund des § 64 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz –HG) in der Fassung des Hochschulfreiheitsgesetzes vom 1. Januar 
2007 ( GV. NRW. 474) in Verbindung mit § 6 Abs. 1 der Verordnung zur Sicherung der Aufgaben im 
Hochschulbereich und zur Umsetzung der Studienstrukturreform (Studienstrukturreform VO) in 
der Fassung vom 28. 10. 2007 (GV. NRW. 477) hat die Westfälische  Wilhelms-Universität die 
folgende Ordnung erlassen: 

 

§  1 

Regelungen zum Auslaufen des Diplomstudiengangs Wirtschaftschemie 

(1) Der Diplomstudiengang Wirtschaftschemie wird mit Wirkung zum 31.03.2016 
aufgehoben. 

(2) Lehrveranstaltungen des Grundstudiums werden bis einschließlich SS 2008 angeboten. 

(3) Der Antrag auf erstmalige Zulassung zur ersten Diplom-Vorprüfung kann letztmals am 
30.09.2009 gestellt werden. 

(4) Meldungen zu Wiederholungsprüfungen im Rahmen der Diplom-Vorprüfung können 
letztmals am 30.06.2011 erfolgen. 

(5) Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung einschließlich Wiederholungsprüfungen und 
Prüfungsleistungen nach einem Rücktritt können letztmals am. 31.10.2011 abgelegt 
werden. 

(6) Lehrveranstaltungen des Hauptstudiums werden bis einschließlich WS 2010/2011 
angeboten.  

(7) Der Antrag auf erstmalige Zulassung zur Diplomprüfung kann letztmals am 31.03.2013 
gestellt werden. 

(8) Meldungen zu Wiederholungsprüfungen im Rahmen der Diplomprüfung können letztmals 
am 30.09.2014 erfolgen. 

(9) Prüfungsleistungen der Diplomprüfung einschließlich Wiederholungsprüfungen und 
Prüfungsleistungen nach einem Rücktritt oder Inanspruchnahme eines Freiversuchs 
können letztmals am 31.12.2014 abgelegt werden. Absätze 10  und 11 bleiben unberührt.  

(10)  Ein Thema für die Diplomarbeit wird letztmals ausgegeben am 21.01.2015. 

(11)  Ein Thema für die Wiederholung der Diplomarbeit wird letztmals  ausgegeben  am 
15.09.2015. 
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§ 2  

In- Kraft-Treten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung  in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft. 

 
 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Chemie und 
Pharmazie der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 17. Dezember 2008. 

 

Münster, den 04. Mai 2009         Die Rektorin 

                   

         Prof. Dr. Ursula Nelles 

 

 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie die 
Bekanntmachung von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 91/1), geändert am 23. Dezember 
1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 

 

Münster, den 04. Mai 2009          Die Rektorin 

                   

         Prof. Dr. Ursula Nelles 
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